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BGB AT

Der Alilgemeine Teil des Burgerlichen
Gesetzbuchs

Grundlagen verstehen.
Falle im Gutachtenstil lI0sen.

12 Module. 14 Falle mit Losungen. 38 Wiederholungsfragen.

Vom ersten Anspruch Gber Willenserklarung, Vertragsschluss und Stellvertretung bis zur vernetzten
Fallprifung. Mit einem Exkurs zum AGB-Recht.

Fir den Einstieg in das Jurastudium
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VERSTEHEN UND ANWENDEN

So nutzt du das Skript

Lies mit gedffnetem Gesetz und I6se die Falle zuerst ohne die Losung.
1. Verstehen: Lies einen Themenabschnitt und schlage die genannten Vorschriften nach. Die verlinkten
Normen fuhren zum Gesetzestext.

2. Anwenden: Notiere Anspruchsgrundlage und Lésungsskizze. Formuliere problematische Punkte im
Gutachtenstil.

3. Wiederholen: Decke die Antworten der Lernfragen ab. Prife spater erneut, ob du die Begriindung
selbst erklaren kannst.

Dein Fallverzeichnis

Fall 01: Das bezahlte Fahrrad 7
Fall 02: Das geliehene Tablet 13
Fall 03: Das falsch benannte Rad 19
Fall 04: Der Brief vor dem Anruf 25
Fall 05: Der zweite Versuch 31
Fall 06: Das Fahrrad in zwei Raten 38
Fall 07: Die fehlende Null 45
Fall 08: Der zu teure Schreibtisch 53
Fall 09: Das versprochene Geschenk 59
Fall 10: Die geliehene Kamera 63
Fall 11: Die alte Rechnung 68
Fall 12A: Haftung ausgeschlossen? 71
Fall 12B: Die verhandelte Gitarre 72
Fall 12C: Der Preisfehler des Vertreters 74

Die Erlauterungen konzentrieren sich auf die Grundlagen. Vertiefungsfragen sind als solche eingeordnet; die genauen
Anforderungen deiner Lehrveranstaltung bleiben maf3geblich.
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MODUL 01 / MIT DEM BGB ARBEITEN

Vom Wunsch zum Anspruch

Die Ausgangsfrage jeder zivilrechtlichen Fallldsung

Lina kauft von Ben einen gebrauchten Schreibtisch fir 80 Euro. Beide einigen sich persdénlich. Ben will ihn
am nachsten Tag doch behalten. Lina fragt: ,Kann ich die Herausgabe verlangen?“ Aus dieser
Alltagssprache musst du eine rechtliche Frage entwickeln.

Wer will was von wem woraus?

Lina ist die mégliche Anspruchstellerin, Ben der mégliche Anspruchsgegner. Lina mdchte Ubergabe und
Ubereignung des Schreibtischs. Als Anspruchsgrundlage kommt § 433 Abs. 1 Satz 1 BGB in Betracht. Ein
Anspruch ist das Recht, von einem anderen ein Tun oder Unterlassen zu verlangen (§ 194 Abs. 1 BGB).
Die Anspruchsgrundlage verbindet bestimmte Voraussetzungen mit genau dieser Rechtsfolge.

Ein Kaufvertrag (ber eine Sache ist ein gegenseitiger Vertrag: Der Verkaufer schuldet Ubergabe und
Ubereignung einer sach- und rechtsmangelfreien Sache. Der Kaufer schuldet Zahlung des vereinbarten
Kaufpreises und Abnahme der Sache (§ 433 BGB). Dass Ben seine Meinung andert, beseitigt einen
bereits wirksam geschlossenen Vertrag grundsatzlich nicht.

Anspruchsgrundlage und Hilfsnorm

§ 433 BGB beschreibt die geschuldeten Leistungen. §§ 145 ff. BGB helfen zu klaren, ob der erforderliche
Vertrag zustande gekommen ist. § 119 BGB regelt dagegen einen moglichen Anfechtungsgrund. Du
kannst aus einer solchen Hilfsnorm nicht ohne Weiteres den gewtinschten Leistungsanspruch ableiten.

Dein erster Arbeitsschritt: Notiere Anspruchsteller, Anspruchsgegner, verlangte Leistung und
mogliche Anspruchsgrundlage. Erst danach untersuchst du die Voraussetzungen.

Der Allgemeine Teil stellt Regeln bereit, die in verschiedenen Blichern des BGB gebraucht werden.
Geschaftsfahigkeit und Stellvertretung konnen deshalb sowohl beim Kaufvertrag als auch bei einer
dinglichen Einigung wichtig sein. Das BGB AT ist kein isolierter Katalog von Definitionen.
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Entstanden, erloschen, durchsetzbar

Drei Fragen geben der Prifung ihre Richtung

l. Ist der Anspruch entstanden?

Bei § 433 Abs. 1 Satz 1 BGB brauchst du einen wirksamen Kaufvertrag. Zunachst prifst du Angebot und
Annahme. Anschlief3end untersuchst du, ob ein rechtshindernder Umstand die Wirksamkeit ausschlief3t,
etwa Geschéaftsunfahigkeit (§§ 104, 105 BGB) oder ein Formmangel (§ 125 BGB). Welche Probleme
auftreten, entscheidet der Sachverhalt.

Il. Ist der Anspruch wieder erloschen?

Ein entstandener Anspruch kann spater untergehen. Erflllung nach § 362 Abs. 1 BGB ist das
Grundbeispiel: Wird die geschuldete Leistung bewirkt, erlischt die entsprechende Forderung. Auch
Aufrechnung kann Anspriiche zum Erl6schen bringen (§ 389 BGB); ihre Voraussetzungen gehdren zur
Vertiefung im Schuldrecht AT.

lll. Ist der Anspruch durchsetzbar?

Ein Anspruch kann bestehen, obwohl der Schuldner die Leistung verweigern darf. Verjahrung begriindet
nach § 214 Abs. 1 BGB eine Einrede. Auch § 320 BGB kann bei einem gegenseitigen Vertrag die
Durchsetzbarkeit beeinflussen, wenn die geschuldete Gegenleistung noch nicht erbracht ist. Einreden sind
von anspruchsvernichtenden Einwendungen zu unterscheiden.

Einwendung und Einrede: Eine Einwendung verhindert oder beseitigt das Recht. Eine Einrede gibt
grundsatzlich ein Leistungsverweigerungsrecht, auf das sich der Berechtigte berufen muss.

Die Anfechtung wirkt nach § 142 Abs. 1 BGB zurlick. Sie lasst sich deshalb innerhalb der
Wirksamkeitsprifung behandeln. Andere Aufbauten erértern sie bei den rechtsvernichtenden
Einwendungen. Entscheidend ist, die Rickwirkung richtig zu erklaren und die Anfechtung nicht doppelt zu
prufen.

Wie du Schwerpunkte setzt

Schreibe nicht zu jedem denkbaren Problem einen Absatz. Sind beide Personen unstreitig volljahrig und
ergeben sich keine weiteren Hinweise, geniigt eine knappe Behandlung der Geschaftsfahigkeit. Ein
offensichtliches Preisgegenangebot verlangt dagegen genaue Subsumtion. Umfang ersetzt keine
Begrindung.
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Gutachtenstil und Eigentum

Sauber formulieren und die Rechtsgeschafte trennen

Vier Schritte fiir ein Problem

Der Obersatz stellt die konkrete Rechtsfrage. Die Definition nennt die Voraussetzungen. Die Subsumtion
ordnet die Tatsachen diesen Voraussetzungen zu. Das Ergebnis beantwortet den Obersatz.

Obersatz: Ben konnte Linas Angebot angenommen haben. Definition: Annahme ist die grundsatzlich
empfangsbedurftige Willenserklarung, mit der dem angebotenen Vertrag vorbehaltlos zugestimmt wird.
Subsumtion: Ben antwortet unmittelbar ,Einverstanden® und verandert weder Sache noch Preis.
Ergebnis: Ben hat das Angebot angenommen. Ein Kaufvertrag ist zustande gekommen.

Bei unproblematischen Punkten darfst du kirzer schreiben. Bei einem Streit tiber die Bedeutung einer
Erklarung musst du gerade die auslegungsrelevanten Umstéande nennen. Das bloRe Wort ,folglich“ macht
aus einer Behauptung noch keine Subsumtion.

Trennungsprinzip

Der Kaufvertrag ist ein Verpflichtungsgeschift. Er begrindet insbesondere die Pflicht zur
Eigentumsiibertragung. Die Ubereignung ist ein Verfligungsgeschift: Sie wirkt unmittelbar auf ein
bestehendes Recht ein. Fir bewegliche Sachen verlangt § 929 Satz 1 BGB grundsatzlich dingliche
Einigung, Ubergabe, fortbestehendes Einigsein und Berechtigung.

Abstraktionsprinzip

Die Wirksamkeit beider Geschafte wird grundsatzlich unabhangig beurteilt. Ist der Kaufvertrag unwirksam,
muss nicht automatisch auch die Ubereignung unwirksam sein. Dann kann die Riickabwicklung tiber § 812
Abs. 1 Satz 1 Alt. 1 BGB erfolgen. Beide Geschafte kdnnen allerdings jeweils am selben Mangel leiden,
etwa an der Geschéaftsunfahigkeit eines Beteiligten.

Beim Barkauf sind typischerweise drei Geschifte zu unterscheiden: Kaufvertrag, Ubereignung
der Ware und Ubereignung des Geldes. Die gemeinsame Alltagssituation hebt ihre rechtliche
Selbststandigkeit nicht auf.
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Fall 01: Das bezahlte Fahrrad

Erst selbst I0sen

Mara (M) und Nils (N) sind volljahrig. N ist Eigentiimer eines bestimmten Fahrrads. Im personlichen
Gesprach sagt N: ,Ich verkaufe dir dieses Fahrrad fir 120 Euro.“ M antwortet sofort: ,Einverstanden.“ M
zahlt den Preis vollstéandig. Das Fahrrad soll sie am folgenden Tag abholen; bis dahin bleibt es bei N. Uber
einen vorgezogenen Eigentumsubergang oder ein Besitzmittlungsverhaltnis sprechen beide nicht.

Am nachsten Morgen sagt N: ,Ich behalte das Fahrrad. Weil du es noch nicht abgeholt hast, gibt es
sowieso noch keinen Vertrag.“ M verlangt das Fahrrad.

Aufgaben

1. Hat M gegen N einen Anspruch auf Ubergabe und Ubereignung aus § 433 Abs. 1 Satz 1 BGB?

2. Ist M durch Vertragsschluss oder Zahlung bereits Eigentiimerin geworden?

3. Was andert sich, wenn N das Fahrrad bei der Abholung mit den Worten ,Jetzt gehort es dir® Gbergibt und
M dies annimmt?

Deine Losungsskizze

Beginne mit einer Anspruchsgrundlage. Ordne dann die gesprochenen Satze als Angebot und Annahme
ein. Trenne die Wirksamkeit des Kaufvertrags von seiner Erfillung. Prife die Eigentumslage gesondert
anhand des geschilderten Geschehens.

Arbeitsauftrag: Schreibe zunachst einen vollstandigen Obersatz und danach héchstens sechs
Stichpunkte. Formuliere anschliefend die Antwort zur Eigentumslage in drei Satzen.

Typische Fehlwege

,Bezahlt bedeutet gekauft und deshalb Eigentiimer vermischt Vertrag und Verfligung. ,Ohne Ubergabe
kein Kaufvertrag“ macht aus einer Voraussetzung des Eigentumstibergangs eine Voraussetzung des
Vertragsschlusses. Der Sachverhalt enthalt gerade noch keine Ubereignung und auch keine Vereinbarung,
die eine Ubergabe nach § 930 BGB ersetzen kénnte.

Die nachste Seite enthalt die Losung. Vergleiche nach deinem Versuch vor allem, ob du Anspruch und
Eigentum getrennt gepruft hast.
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Losung 01: Vertrag vor Eigentum

Eine knappe ausformulierte Prifung

I. Anspruch aus § 433 Abs. 1 Satz 1 BGB

M kénnte gegen N einen Anspruch auf Ubergabe und Ubereignung des Fahrrads aus § 433 Abs. 1 Satz 1
BGB haben. Dazu muisste zwischen beiden ein wirksamer Kaufvertrag bestehen.

N benennt mit M die Vertragspartnerin, bezeichnet das konkrete Fahrrad und nennt den Preis von 120
Euro. Seine Erklarung enthalt damit die essentialia negotii und Iasst Rechtsbindungswillen erkennen. Es
liegt ein Angebot vor. M stimmt diesem im persdnlichen Gesprach sofort vorbehaltlos zu. Sie nimmt das
Angebot rechtzeitig an (§ 147 Abs. 1 BGB). Anhaltspunkte flir Unwirksamkeitsgriinde bestehen nicht.

Der Kaufvertrag ist daher wirksam. Ns spaterer Wunsch, das Fahrrad zu behalten, hebt ihn nicht auf. N hat
die geschuldete Ubergabe und Ubereignung noch nicht bewirkt. Der Anspruch der M ist deshalb nicht
durch Erflllung erloschen. M hat den Preis bereits vollstandig gezahlt; daraus ergibt sich fur N keine
Einrede nach § 320 BGB. M kann die vereinbarte Leistung bei Falligkeit verlangen.

Il. Eigentum vor der Abholung

M ist noch nicht Eigentiimerin geworden. Der Kaufvertrag begriindet nur den Anspruch auf
Eigentumsverschaffung. Fiir eine Ubereignung nach § 929 Satz 1 BGB fehlt jedenfalls die Ubergabe. Ein
Ubergabeersatz ist nicht vereinbart. Auch die Zahlung tbertragt nicht das Eigentum am Fahrrad.

lll. Abwandlung

Bei der Abholung erklaren beide ihr Einverstandnis mit dem Eigentumswechsel. N Ubergibt das Fahrrad
und ist als Eigentliimer verfligungsberechtigt. M erwirbt nach § 929 Satz 1 BGB Eigentum. Damit wird
zugleich die Pflicht zur Ubergabe und Ubereignung erfillt.

Methodischer Gewinn: Dasselbe Fahrrad kann Gegenstand eines wirksamen Kaufvertrags sein,
obwohl es noch dem Verkaufer gehért. Anspruch und dingliche Rechtslage beantworten
unterschiedliche Fragen.
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Wiederholen 01

Funf Fragen zur Methode

Was ist ein Anspruch?

Das Recht, von einem anderen ein Tun oder Unterlassen zu verlangen (§ 194 Abs. 1 BGB). Wer einen
Anspruch pruft, benennt Beteiligte, Leistung und Anspruchsgrundlage.

Welche drei Hauptfragen strukturieren die Anspruchspriifung?

Ist der Anspruch entstanden, ist er erloschen und ist er durchsetzbar? Nicht jede Fallfrage verlangt alle
drei Stufen; beachte den Bearbeitervermerk.

Was leistet die Subsumtion?

Sie erklart anhand der konkreten Tatsachen, warum die Voraussetzungen einer Norm oder Definition
erflllt sind oder fehlen. Das bloflte Wiederholen des Sachverhalts gentgt nicht.

Was unterscheidet Trennungs- und Abstraktionsprinzip?

Das Trennungsprinzip unterscheidet Verpflichtungs- und Verfiigungsgeschaft. Das Abstraktionsprinzip
betrifft ihre grundsatzlich selbststéandige Wirksamkeit.

Was passiert bei unwirksamem Kaufvertrag und wirksamer Ubereignung?

Das Eigentum kann wirksam Ubergegangen sein. Die fehlende rechtliche Grundlage kann einen
Rucklbertragungsanspruch aus Bereicherungsrecht auslosen, insbesondere § 812 Abs. 1 Satz 1 Alt. 1
BGB.

Schreibiibung

Ersetze ,Der Vertrag ist glltig, weil beide einverstanden waren“ durch eine kurze Priifung mit Angebot,
Annahme und den fir diesen Fall nétigen Wirksamkeitsfragen. Erklare anschlieend einer anderen
Person, warum Kaufpreiszahlung und Eigentumserwerb nicht dasselbe sind.
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Wer kann Rechte haben?

Rechtssubjekte und ihre Handlungsfahigkeit

Rechtsfahigkeit ist die Fahigkeit, Trager von Rechten und Pflichten zu sein. Beim Menschen beginnt sie
mit der Vollendung der Geburt (§ 1 BGB). Ein Kleinkind kann deshalb etwa Eigentiimer eines geschenkten
Buches sein. Ob es selbst wirksam einen Kaufvertrag schlieRen kann, ist eine andere Frage: Sie betrifft die
Geschéftsfahigkeit.

Natirliche und juristische Personen

Menschen sind natirliche Personen. Daneben kennt das Recht juristische Personen, etwa einen
eingetragenen Verein oder eine GmbH. Diese kdnnen selbst Vertragspartner und Eigentiimer sein. Sie
handeln durch ihre Organe oder rechtsgeschéftlich bestellte Vertreter. Beim eingetragenen Verein
Ubernimmt der Vorstand die gerichtliche und aufRergerichtliche Vertretung (§ 26 BGB).

Die organschaftliche Vertretung beruht auf der gesetzlichen Organisationsordnung. Sie ist nicht mit einer
rechtsgeschaftlich erteilten Vollmacht gleichzusetzen. Wer fiir eine GmbH handelt, schlie3t einen Vertrag
grundsatzlich fir die Gesellschaft, wenn er wirksam in deren Namen auftritt. Die persdnliche Haftung
einzelner Beteiligter ist gesondert zu untersuchen.

Verbraucher und Unternehmer

Verbraucher ist eine nattrliche Person, die ein Rechtsgeschaft zu Zwecken abschlief3t, die Giberwiegend
weder ihrer gewerblichen noch ihrer selbststandigen beruflichen Tatigkeit zuzurechnen sind (§ 13 BGB).
Unternehmer ist nach § 14 BGB, wer bei dem Geschaft in Austibung gewerblicher oder selbststandiger
beruflicher Tatigkeit handelt.

Die Rolle hangt vom Geschift ab: Eine selbststandige Fotografin kann beim privaten Sofakauf
Verbraucherin und beim Kauf einer Kamera fir ihren Betrieb Unternehmerin sein. Eine
Berufsbezeichnung entscheidet die Frage nicht allein.

Auch rechtsfahige Personengesellschaften konnen Rechte und Pflichten erwerben. Nicht jede rechtsfahige
Organisation ist daher eine juristische Person. Details zu Verein, Stiftung und Gesellschaftsformen
gehoren in die jeweiligen Vertiefungen; hier brauchst du vor allem die richtige Zuordnung des
Vertragspartners.
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MODUL 02 / PERSONEN, SACHEN UND RECHTSGESCHAFTE

Worauf beziehen sich Rechte?

Sache, Besitz, Eigentum und Forderung

Sachen und Tiere

Sachen sind korperliche Gegenstande (§ 90 BGB). Ein Fahrrad und ein Buch sind Sachen. Eine Forderung
ist dagegen ein Recht; eine digitale Datei ist als solche kein kdérperlicher Gegenstand. Fir digitale Produkte
bestehen besondere Regeln, insbesondere §§ 327 ff. BGB, die in den schuldrechtlichen Teil gehéren.

Tiere sind nach § 90a BGB keine Sachen. Die fur Sachen geltenden Vorschriften werden aber
grundsatzlich entsprechend angewandt, soweit nichts anderes bestimmt ist. Du solltest daher weder ,Tiere
sind Sachen® schreiben noch daraus schlieen, dass flr ihren Verkauf kein Kaufrecht gilt.

Eigentum und Besitz

Eigentum bezeichnet die rechtliche Herrschaft ber eine Sache, insbesondere die Befugnisse aus § 903
BGB. Besitz knlipft an die tatsachliche Sachherrschaft an (§ 854 BGB). Wer ein Buch leiht, wird
regelmafig unmittelbarer Besitzer, aber nicht Eigentiimer. Auch ein Dieb kann Besitzer sein.

Bestandteile und Zubehor

Wesentliche Bestandteile kdnnen grundsatzlich nicht Gegenstand besonderer Rechte sein (§ 93 BGB). Ein
Bestandteil ist wesentlich, wenn er sich nicht trennen Iasst, ohne dass er oder die Hauptsache zerstort oder
in seinem Wesen verandert wird. Fir Grundstiicke und Gebaude konkretisiert § 94 BGB diese Zuordnung.
§ 95 BGB enthalt Ausnahmen flr Verbindungen zu nur vortibergehendem Zweck.

Zubehor ist eine bewegliche Sache, die keine Bestandteilseigenschaft hat, aber dem wirtschaftlichen
Zweck einer Hauptsache zu dienen bestimmt ist und in einem entsprechenden rdumlichen Verhaltnis steht
(§ 97 BGB). Nicht jeder Gegenstand in der Nahe eines Grundstlicks ist Zubehor.

Nutzungen und Friichte: § 100 BGB erfasst Friichte und Gebrauchsvorteile. Mietzahlungen kénnen
mittelbare Sachfrichte sein (§ 99 Abs. 3 BGB); die eigene Nutzung eines Fahrrads ist ein
Gebrauchsvorteil.
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MODUL 02 / PERSONEN, SACHEN UND RECHTSGESCHAFTE

Welche Handlung verandert die
Rechtslage?

Rechtsgeschaft, Vertrag und Verfigung

Ein Rechtsgeschaft besteht aus mindestens einer Willenserklarung und gegebenenfalls weiteren
Voraussetzungen; die gewollte Rechtsfolge wird von der Rechtsordnung anerkannt. Ein Vertrag verlangt
korrespondierende Willenserklarungen mehrerer Beteiligter. Nicht jedes Rechtsgeschaft ist daher ein
Vertrag.

Einseitig oder mehrseitig?

Eine Klndigung ist ein einseitiges Rechtsgeschaft. Sie wird nicht erst wirksam, wenn die andere Seite
.einverstanden® sagt. Je nach Art sind Zugang, eine Frist und weitere Voraussetzungen nétig. Ein
Kaufvertrag oder ein Aufhebungsvertrag sind mehrseitige Rechtsgeschafte. Ein Vertrag kann auch
unentgeltlich sein, etwa eine Schenkung.

~Einseitiges Rechtsgeschaft* meint die Zahl der flr seine Entstehung erforderlichen Willenserklarungen.
,Einseitig verpflichtender Vertrag“ meint dagegen die Verteilung der Pflichten. Diese Begriffe durfen nicht
verwechselt werden.

Verpflichtung oder Verfugung?

Ein Verpflichtungsgeschaft begriindet eine Leistungspflicht. Ein Verfligungsgeschaft wirkt unmittelbar auf
ein Recht ein: Es Ubertragt, belastet, andert oder hebt es auf. Beispiele sind die Ubereignung einer Sache,
die Abtretung einer Forderung (§ 398 BGB) und der Erlass einer Forderung (§ 397 BGB).

Rechtsgeschaftsahnliche Handlung und Realakt

Bei einer rechtsgeschaftsahnlichen Handlung kniipft das Gesetz Rechtsfolgen an eine WillensaulRerung,
ohne dass gerade diese Rechtsfolge gewollt sein muss. Eine Mahnung ist das typische Beispiel. Auf
solche Handlungen kénnen Regeln Uber Willenserklarungen entsprechend passen; dies ist nach Sinn und
Zweck zu prufen.

Ein Realakt ist ein tatsachliches Verhalten, an das das Gesetz Rechtsfolgen knlpft. Verarbeitung einer
Sache nach § 950 BGB ist ein Beispiel. Der tatsachliche Vorgang wird nicht schon deshalb unwirksam, weil
der Handelnde geschaftsunfahig ist.

Privatautonomie: Private dirfen ihre Rechtsverhaltnisse grundsatzlich selbst gestalten. Abschluss-,
Inhalts- und Formfreiheit bestehen aber innerhalb gesetzlicher Grenzen.
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Fall 02: Das geliehene Tablet

Rechtsstellung und Anspruch unterscheiden

Die volljahrige Eigentimerin Lea (L) leiht ihrem volljghrigen Freund Karim (K) ihr Tablet fir ein
Wochenende. Beide meinen die Leihe ernst und sind sich einig, dass K das Gerat am Montag zurlickgeben
muss. L Ubergibt ihm das Tablet. K erklart am Sonntag: ,Ich benutze es jetzt, also gehoért es mir.“ Am
Montag weigert er sich, es zurlickzugeben.

Aufgaben
1. Wer ist wahrend des Wochenendes Eigentimer, wer unmittelbarer Besitzer?
2. Welche Anspriche auf Rickgabe kommen am Montag in Betracht?

3. Ware die Ruckgabe allein deshalb freiwillig, weil K fur die Nutzung nichts bezahlt?

4. Wie ware eine Mahnung rechtlich einzuordnen?

Hinweise fiir deine Skizze

Untersuche zunéchst, ob eine Eigentumsiibertragung vereinbart wurde. Die Ubergabe allein genligt dafir
nicht. Trenne dann den vertraglichen Riickgabeanspruch von einem Anspruch des Eigentiimers gegen den
Besitzer. Fur § 985 BGB sind Eigentum, Besitz und ein mdgliches Recht zum Besitz nach § 986 BGB
wichtig.

Arbeitsauftrag: Zeichne zwei Spalten: ,rechtliche Herrschaft® und ,tatsachliche Sachherrschaft".
Trage die Beteiligten einmal wahrend des Wochenendes und einmal am Montag ein.

Abwandlung

L schenkt K das Tablet. Beide sind sich bei der Ubergabe ausdriicklich einig, dass K sofort Eigentiimer
werden soll. Gehe davon aus, dass keine weiteren Wirksamkeitshindernisse bestehen. Andert sich die
Eigentumslage?

Die unentgeltliche Nutzung und die unentgeltliche Eigentumsverschaffung erfullen unterschiedliche
Funktionen. Der Fall I1&sst sich deshalb nicht allein mit dem Wort ,kostenlos® 16sen.

Deine Notizen
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Losung und Wiederholung 02

Ein Benutzer muss kein Eigentimer sein

Losung

L ist Eigentimerin geblieben. Die Parteien wollten das Tablet nur voribergehend zur Nutzung Uberlassen.
Es fehlt eine dingliche Einigung (iber den Eigentumsiibergang. K erlangt durch die Ubergabe unmittelbaren
Besitz (§ 854 Abs. 1 BGB), aber kein Eigentum.

Am Montag kann L Rickgabe aus § 604 Abs. 1 BGB verlangen, weil die vereinbarte Leihzeit beendet ist.
Daneben kommt § 985 BGB in Betracht: L ist Eigentimerin, K besitzt das Tablet und das zeitlich begrenzte
Recht zum Besitz aus der Leihe besteht nicht mehr (§ 986 BGB). Welche Anspruchsgrundlagen vollsténdig
zu prifen sind, richtet sich nach der Fallfrage.

Die Unentgeltlichkeit schlie3t eine rechtliche Verpflichtung nicht aus. Die ernsthaft vereinbarte Leihe ist ein
Vertrag (§ 598 BGB). Eine Mahnung ware eine rechtsgeschaftsahnliche Handlung. In der Abwandlung
erwirbt K aufgrund dinglicher Einigung und Ubergabe von der Eigentiimerin Eigentum nach § 929 Satz 1
BGB.

Koénnen Kinder Eigentiimer sein?

Ja. Rechtsfahigkeit und Geschéaftsfahigkeit sind unterschiedliche Fragen. Fir den eigenen wirksamen
Abschluss von Rechtsgeschaften gelten die Regeln der §§ 104 ff. BGB.

Ist jeder Vertrag entgeltlich?

Nein. Auch die unentgeltliche Leihe und die Schenkung sind Vertrage. Entgeltlichkeit ist keine allgemeine
Voraussetzung eines Rechtsgeschafts.

Was unterscheidet Besitz und Eigentum?

Besitz beschreibt tatsachliche Sachherrschaft, Eigentum eine rechtliche Zuordnung. Ein Entleiher hat
regelmaig Besitz ohne Eigentum.

Ist die Unternehmerstellung eine dauerhafte personliche Eigenschaft?

Entscheidend ist der Bezug des konkreten Geschafts zur gewerblichen oder selbststandigen beruflichen
Tatigkeit (§ 14 BGB). Dieselbe nattirliche Person kann auch als Verbraucher handeln.
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MODUL 03 / WILLENSERKLARUNG UND AUSLEGUNG

Vom Verhalten zur Erklarung

Wann Worte und Gesten rechtlich zahlen

Eine Willenserklarung ist eine private WillensauR3erung, die auf die Herbeiflihrung einer Rechtsfolge
gerichtet ist. Sie ist der zentrale Baustein vieler Rechtsgeschéafte. Die Prifung unterscheidet den objektiven
Erklarungstatbestand und die innere Willensseite. Ein Vertrag setzt mehr voraus als irgendeine AuRerung
oder Unterschrift.

Der objektive Erklarungstatbestand

Das Verhalten muss nach seinem objektiven Erklarungswert einen rechtlich erheblichen Willen erkennen
lassen. Das kann ausdricklich geschehen, etwa durch ,Ich kaufe dieses Buch flir 12 Euro®, oder
konkludent, also durch schlissiges Verhalten. Wer eine bestimmte Ware an der Kasse vorlegt, kann
damit ein Angebot abgeben.

Malgeblich ist die Sicht eines verstandigen Empfangers in der konkreten Situation. Ein Kopfnicken kann
Annahme, Grul® oder bloRe Bestatigung des Verstehens sein. Du darfst das Verhalten nicht von seinem
Zusammenhang lésen.

Rechtsbindungswille

Bei alltaglichen Gefalligkeiten ist zu fragen, ob die Beteiligten sich rechtlich verpflichten wollen. Objektive
Anhaltspunkte sind insbesondere Art und Zweck der Zusage, wirtschaftliche Bedeutung, erkennbare
Interessen und das Vertrauen des Begunstigten. Dass eine Leistung unentgeltlich sein soll, schliel3t
Rechtsbindungswillen nicht aus.

Eine spontane private Verabredung zum Kaffee begriindet regelmafig keine einklagbare Pflicht zur
Teilnahme. Eine ernsthafte Vereinbarung, ein wertvolles Instrument zur alleinigen Nutzung zu Uberlassen,
kann dagegen einen Vertrag begrunden.

Priifungssatz: ,Ob ein Rechtsbindungswille vorliegt, ist nach dem objektiven Erklarungswert des
Verhaltens unter Beriicksichtigung der erkennbaren Umstande zu bestimmen.*

Beginne bei einer zweifelhaften Erklarung mit Auslegung. Erst wenn ihr Inhalt feststeht, kann sinnvoll nach
einem Irrtum Uber diesen Inhalt gefragt werden.
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MODUL 03 / WILLENSERKLARUNG UND AUSLEGUNG

Die innere Willensseite

Handlungswille, Erklarungsbewusstsein, Geschaftswille

Handlungswille

Handlungswille ist der Wille, Uberhaupt ein willensgesteuertes Verhalten vorzunehmen. Bei einem
unwillktirlichen Reflex oder einer erzwungenen Handbewegung fehlt er. Ein von au3en gesteuerter Arm ist
keine eigene Willensaulerung. Kérperlicher Zwang ist deshalb von einer Drohung zu unterscheiden: Wer
unter einer Drohung selbst erklart, handelt regelmalig willensgesteuert; die Erklarung kann nach § 123
BGB anfechtbar sein.

Erklarungsbewusstsein

Erklarungsbewusstsein ist das Bewusstsein, rechtlich erheblich zu handeln. Problematisch ist ein objektiv
als Gebot deutbares Handzeichen, das nur als Grufy gemeint war.

Nach der Rechtsprechung kann trotz fehlenden aktuellen Erklarungsbewusstseins eine zurechenbare
Willenserklarung vorliegen, wenn der Handelnde bei erforderlicher Sorgfalt die rechtsgeschaftliche
Deutung hatte erkennen und vermeiden kénnen und der Empfanger das Verhalten tatsachlich so
verstanden hat. Die Gegenauffassung verlangt aktuelles Erklarungsbewusstsein starker als
Wirksamkeitsvoraussetzung. In der Klausur sind Selbstbestimmung und Vertrauensschutz gegeneinander
abzuwagen.

Folge bei Zurechnung: Die Erklarung ist nicht automatisch endgultig bindend. Eine Anfechtung
entsprechend § 119 Abs. 1 BGB kommt in Betracht; dann sind auch die weiteren Voraussetzungen
und § 122 BGB zu prifen.

Geschaftswille

Geschaftswille ist der Wille, gerade die konkrete Rechtsfolge herbeizufihren. Wer aus Versehen 15 statt
150 Stiick bestellt, will moglicherweise ein anderes Geschaft. Fehlender oder abweichender Geschaftswille
verhindert eine Erklarung grundsatzlich nicht. Er kann einen Anfechtungsgrund eréffnen.

Verwende die Begriffe prazise: Der objektiv erkennbare Rechtsbindungswille und das subjektive
Erklarungsbewusstsein betreffen verschiedene Priifungsebenen. Erklare nicht allein aus ,innerlich wollte
sie das nicht, dass keine wirksame Erklarung vorliege.
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Auslegen, bevor du anfechtest

§§ 133 und 157 BGB praktisch anwenden

Auslegung ermittelt die Bedeutung einer Erklarung. Bei empfangsbedurftigen Willenserklarungen kommt es
grundsatzlich darauf an, wie der Empfanger sie nach Treu und Glauben unter Berticksichtigung der
Verkehrssitte verstehen durfte. Neben dem Wortlaut zahlen der erkennbare Zweck, vorherige Gesprache
und die dem Empfanger bekannten Umstande.

Der objektive Empfangerhorizont

A sagt zu B: ,Du kannst meinen alten Laptop fiir 90 Euro haben.“ Zeigt A dabei auf ein bestimmtes Gerat,
kann die Kaufsache trotz fehlender Modellnummer eindeutig sein. Ein unbekannter innerer Vorbehalt kann
das berechtigte Verstandnis des Empfangers dagegen grundsatzlich nicht verandern.

Ein tatsachliches Gbereinstimmendes Verstandnis hat Vorrang vor einer isolierten Betrachtung des
Wortlauts. Die Formel falsa demonstratio non nocet bezeichnet den Fall, dass beide dasselbe meinen,
es aber falsch bezeichnen. Entscheidend ist dann regelmafig das gemeinsam Gewollte; gesetzliche
Formanforderungen sind gesondert zu beachten.

Nichtempfangsbediirftige Erklarungen

Bei nichtempfangsbedurftigen Erklarungen, etwa einem Testament, steht die Ermittlung des wirklichen
Willens im Vordergrund (§ 133 BGB). Ein schutzwirdiger Erklarungsempfanger wie bei einem Vertrag fehlt.
Daraus folgt aber nicht, dass Form- und sonstige Wirksamkeitsanforderungen entfallen.

So argumentierst du im Fall

Benenne zuerst die mdglichen Bedeutungen. Ordne danach die konkreten Indizien zu. Begriinde
schlielich, welche Bedeutung ein verstandiger Empfanger unter den gegebenen Umstanden annehmen
durfte. Die pauschale Formel ,nach §§ 133, 157 BGB* ersetzt diese Argumentation nicht.

Reihenfolge: Erklarung erkennen, Inhalt auslegen, Zugang und Vertragsschluss prifen,
Wirksamkeitshindernisse untersuchen. Eine Anfechtung korrigiert ein nach Auslegung verbleibendes
Auseinanderfallen von Erklarung und Wille.
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Schweigen und Willensvorbehalte

Nicht jede Reaktion ist Zustimmung

Schweigen

BlofRes Schweigen ist grundsatzlich keine Willenserklarung. Ein Anbieter kann nicht einseitig bestimmen:
»Wenn du nicht widersprichst, hast du gekauft.“ Ob ausnahmsweise eine gesetzliche oder vereinbarte
Bedeutung besteht, muss gesondert begriindet werden. § 108 Abs. 2 BGB und § 177 Abs. 2 BGB
behandeln bestimmtes Schweigen gerade als Verweigerung der Genehmigung.

§ 151 BGB macht bloRes Schweigen nicht allgemein zur Annahme. Die Vorschrift kann den Zugang einer
Annahmeerklarung entbehrlich machen; ein Annahmewille muss sich grundsatzlich weiterhin in einer
geeigneten Betatigung zeigen. Besonderheiten des kaufmannischen Bestatigungsschreibens gehéren in
das Handelsrecht und durfen nicht auf private Alltagskaufe Ubertragen werden.

Geheimer Vorbehalt, § 116 BGB

Wer ernsthaft erklart, sich aber innerlich nicht binden will, kann sich darauf gegeniiber einem unwissenden
Empfanger grundsatzlich nicht berufen. Kennt dieser den Vorbehalt, ist die empfangsbedirftige Erklarung
nach § 116 Satz 2 BGB nichtig.

Scheingeschift, § 117 BGB

Beim Scheingeschéft sind sich die Beteiligten einig, dass die nach aul3en erklarte Rechtsfolge nicht gelten
soll. Das Scheingeschaft ist nichtig. Verdeckt es ein anderes Geschaft, ist dieses nach seinen eigenen
Voraussetzungen zu prifen (§ 117 Abs. 2 BGB), einschlielich einer mdglicherweise erforderlichen Form.

Scherzerklarung, § 118 BGB

Eine nicht ernstlich gemeinte Erklarung ist nach § 118 BGB nichtig, wenn sie in der Erwartung abgegeben
wird, der Mangel der Ernstlichkeit werde erkannt. Wird der Scherz tatsachlich missverstanden, kann ein
Vertrauensschaden nach § 122 BGB zu ersetzen sein.

Abgrenzung: Innerlich nicht wollen, gemeinsam nur vortaduschen und erkennbar scherzen sind
unterschiedliche Situationen. Ordne den Sachverhalt zu, bevor du eine Rechtsfolge nennst.
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Fall 03: Das falsch benannte Rad

Bedeutung und Wortlaut trennen

Jona (J) besitzt zwei Fahrrader, ein rotes Trekkingrad und ein schwarzes Rennrad. Im Garten zeigt J der
volljahrigen Pia (P) ausdrlcklich das rote Trekkingrad. Sie sprechen ausschlieRlich Uber dieses Rad. Beide
nennen es versehentlich mehrfach ,das Rennrad®. J erklart: ,Ich verkaufe dir das Rennrad, das wir hier
besprochen haben, flr 160 Euro.“ P nimmt sofort an.

Spater verlangt P das schwarze Rennrad. J erklart, beide hatten erkennbar das rote Rad gemeint. Weitere
Absprachen bestehen nicht.

Aufgaben

1. Uber welches Fahrrad ist ein Kaufvertrag zustande gekommen?

2. Muss J anfechten, um die Lieferung des schwarzen Fahrrads abzulehnen?

3. Was ware anders, wenn P bei der Erklarung tatsachlich nur an das schwarze Rad gedacht hatte und J
dies nicht bemerkt hatte?

Arbeitsweise

Trenne das tatsachlich tUbereinstimmende Verstandnis im Ausgangsfall vom abweichenden Verstandnis in
der Abwandlung. Im Ausgangsfall steht fest, welches Rad beide meinen. Erfinde keinen Streit tiber diese
Tatsache. In der Abwandlung musst du auslegen, welche Bedeutung die Erklarung aus Sicht eines
verstandigen Empfangers hatte.

Schreibauftrag: Formuliere zunachst den Satz ,Ein Kaufvertrag kdnnte Gber das ... zustande
gekommen sein®. Begriinde die Zuordnung anschliefend mit zwei konkreten Sachverhaltsangaben.

Zusatzfrage

Beim privaten Abschied sagt P scherzhaft: ,Dann kauf ich dir eben den ganzen Garten fir einen Euro ab.*
Beide erkennen den Spal3. Ordne ein, warum daraus kein ernsthafter Anspruch auf
Grundstticksubertragung entsteht. Denke aufderdem daran, dass Grundstlicksgeschéafte besonderen
Formanforderungen unterliegen.

Deine Notizen
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Losung und Wiederholung 03

Das gemeinsam Gemeinte ist mafligeblich

Losung

Der Kaufvertrag betrifft das rote Trekkingrad: J hat es gezeigt, und beide haben ausschliellich darlber
gesprochen. Die gemeinsame falsche Bezeichnung als ,Rennrad® ist unschadlich. Der Ubereinstimmende
wirkliche Wille geht einer isolierten Wortauslegung vor.

P kann daher nicht die Ubereignung des schwarzen Rads aus § 433 Abs. 1 Satz 1 BGB verlangen. J muss
seine Erklarung nicht anfechten, um diesen Anspruch abzuwehren. Es besteht schon kein Vertrag tber das
schwarze Rad.

In der Abwandlung fehlt das gemeinsame Verstandnis. Nach §§ 133, 157 BGB ist jedoch das gezeigte und
besprochene rote Rad malfgeblich. Ps unbemerkte innere Vorstellung andert daran nichts. Bei einer
entsprechend auszulegenden Annahme kommt der Vertrag Uber das rote Rad zustande; Ps Irrtum kann
eine Anfechtung ermdglichen.

Zur Zusatzfrage: Der erkannte Scherz ist nach § 118 BGB nichtig, soweit Uberhaupt eine Willenserklarung
vorliegt. Ein ernsthaftes Grundstiicksgeschaft misste aullerdem die Form des § 311b Abs. 1 Satz 1 BGB
einhalten.

Wann fehlt der Handlungswille?

Bei nicht willensgesteuertem Verhalten, etwa einem Reflex. Eine unter Drohung bewusst abgegebene
Erklarung ist davon zu unterscheiden.

Was meint potenzielles Erklarungsbewusstsein?

Der Handelnde héatte die rechtsgeschaftliche Bedeutung bei erforderlicher Sorgfalt erkennen und
vermeiden kénnen. Bei schutzwirdigem tatsachlichem Verstandnis des Empfangers kann dies die
Zurechnung tragen.

Was bedeutet falsa demonstratio non nocet?

Eine gemeinsame Falschbezeichnung schadet grundsatzlich nicht, wenn beide tatsachlich dasselbe
meinen. Die sonstigen Wirksamkeitsvoraussetzungen bleiben zu prifen.

Bedeutet Schweigen auf ein Angebot Zustimmung?

Grundsatzlich nein. Eine Ausnahme bendtigt eine konkrete gesetzliche, vereinbarte oder sonst rechtlich
anerkannte Grundlage.
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Wann wird die Erklarung wirksam?

Nicht jeder fertige Text ist schon abgegeben

Eine empfangsbedurftige Willenserklarung gegentuber Abwesenden wird grundsatzlich wirksam, wenn sie
dem Empfanger zugeht (§ 130 Abs. 1 Satz 1 BGB). Der Zugang setzt regelmalig voraus, dass die
Erklarung zuvor abgegeben wurde. Zwischen Abfassung, Abgabe und Zugang kénnen unterschiedliche
Zeitpunkte liegen.

Abgabe

Eine empfangsbedirftige Erklarung ist abgegeben, wenn der Erklarende sie willentlich so in Richtung des
Empféangers auf den Weg bringt, dass er unter normalen Umstanden mit ihrem Zugang rechnen darf. Ein
fertig geschriebener, aber auf dem eigenen Schreibtisch zurtickgehaltener Brief ist noch nicht abgegeben.
Die Ubergabe an einen verlasslich beauftragten Boten kann dagegen geniigen.

Eine ohne Willen des Erklarenden versandte Erklarung wirft ein Zurechnungsproblem auf. Nach
Uberwiegender Auffassung fehlt es bei einer blo3 abhandengekommenen Erklarung an wirksamer Abgabe.
Ob und auf welcher Grundlage trotzdem ein Vertrauensschaden zu ersetzen ist, ist gesondert zu prifen.
Die Losung lautet nicht schlicht ,Brief angekommen, also Vertrag®.

Zugang

Zugang liegt vor, wenn die Erklarung so in den Machtbereich des Empfangers gelangt, dass unter
gewohnlichen Umstanden mit Kenntnisnahme zu rechnen ist. Zum Machtbereich gehort etwa der
zugeordnete Briefkasten. Entscheidend sind Zugangsmaglichkeit und normale Verhaltnisse, nicht
zwingend das tatsachliche Lesen.

Beispiel: Ein Brief liegt zur Ublichen Postzeit im Hausbriefkasten. Dass die Empfangerin ihn erst zwei
Tage spater offnet, verschiebt den Zugang grundsatzlich nicht. Geht er ihr tatsachlich friher zur
Kenntnis, kann schon diese Kenntnisnahme mafgeblich sein.

Tod oder Geschaftsunfahigkeit des Erklarenden nach der Abgabe hindern das Wirksamwerden
grundsatzlich nicht (§ 130 Abs. 3 BGB). Die erforderliche Geschéaftsfahigkeit bei Abgabe bleibt eine andere
Frage.
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Mundlich, schriftlich, elektronisch

Der Ubermittlungsweg verandert die Priifung

Erklarungen unter Anwesenden

Bei einer mundlichen Erklarung unter Anwesenden muss die Erklarung wahrgenommen werden kdnnen.
Nach der eingeschrankten Vernehmungstheorie gentigt grundsatzlich, dass der Erklarende bei
verstandiger Beurteilung annehmen darf, der Empfénger habe sie richtig verstanden. Erkennt er ein
Missverstandnis oder war die AuRerung ersichtlich unverstandlich, kann er darauf nicht vertrauen.

Eine schriftliche Erklarung unter Anwesenden geht regelmafig durch Aushandigung des Schriftstiicks zu,
wenn der Empfanger die Moéglichkeit der Kenntnisnahme erhalt. Das tatsachliche Lesen ist grundsatzlich
nicht noétig.

Telefon und Messenger

Ein unmittelbares Telefonat ist flir die Annahmefrist ein Gesprach unter Anwesenden (§ 147 Abs. 1 Satz 2
BGB). Bei elektronischer Kommunikation musst du zwischen einem unmittelbaren Dialog und
zeitversetzter Ubermittlung unterscheiden. Das bloRe Wort ,Chat* beantwortet noch nicht samtliche Fragen
zu Zugang und Annahmefrist.

E-Mail

Bei E-Mails kommt es auf den Eingang im fuir den Empfang bestimmten elektronischen Bereich und die
gewohnliche Mdglichkeit der Kenntnisnahme an. Im unternehmerischen Geschaftsverkehr kann eine
wahrend Ublicher Geschéaftszeiten abrufbar auf dem Mailserver eingegangene E-Mail bereits zugehen,
ohne gedffnet zu werden. Fur private Nachrichten und Eingange auf3erhalb Ublicher Zeiten sind die
Umstande gesondert zu wirdigen.

Eine Versandbestatigung beweist nicht ohne Weiteres den Zugang. Auch die technisch erfolgreiche
Absendung und das tatsachliche Eintreffen sind verschiedene Tatsachen. Im Klausursachverhalt sind
entsprechende Feststellungen oft vorgegeben.

Merke: Es gibt keine allgemeine Regel ,elektronisch abgesendet gleich zugegangen®. Priife den
tatsachlichen Ubermittlungsweg und die gewdhnliche Kenntnisnahmemaéglichkeit.
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Boten und Empfangspersonen

Wer tragt das Ubermittlungsrisiko?

Erklarungsbote

Ein Erklarungsbote transportiert eine fremde Erklarung. Er bildet nicht selbst deren rechtsgeschaftlichen
Inhalt. Verliert er den Brief, fehlt grundséatzlich der Zugang beim Empfanger. Ubermittelt er den Inhalt
versehentlich falsch, kann § 120 BGB einen Anfechtungsgrund eréffnen, wenn die Erklarung sonst
wirksam geworden ist.

Empfangsbote

Ein Empfangsbote ist zur Entgegennahme geeignet und nach der Verkehrsanschauung oder aufgrund
einer Ermachtigung als Empfangsperson anzusehen. Bei einer im Haushalt lebenden geeigneten
erwachsenen Person kann dies vorliegen. Zugang tritt grundsatzlich zu dem Zeitpunkt ein, zu dem unter
normalen Umstanden mit der Weiterleitung an den Empfanger gerechnet werden darf.

Ein Empfangsvertreter empfangt dagegen mit entsprechender Vertretungsmacht unmittelbar fir den
Vertretenen (§ 164 Abs. 3 BGB). Zugang beim Vertreter und Zugang bei einem Boten sind daher nicht
gleichzusetzen.

Zugangshindernisse

Wer den Zugang treuwidrig vereitelt, kann sich nach § 242 BGB nicht ohne Weiteres auf den fehlenden
oder verspateten Zugang berufen. Bei blof3 fahrlassiger Erschwerung kann ein unverzuglicher erneuter
Zustellversuch erforderlich sein, damit sich der Erklarende auf den urspriinglichen Zeitpunkt berufen darf.
Bei gezielter treuwidriger Verhinderung kénnen weitergehende Folgen eintreten. Die Voraussetzungen
mussen im Einzelfall begrindet werden.

Nicht voll Geschaftsfahige

Gegenuber einem Geschaftsunfahigen wird eine Erklarung grundsatzlich erst mit Zugang beim
gesetzlichen Vertreter wirksam (§ 131 Abs. 1 BGB). Bei beschrankt Geschaftsfahigen gilt dies
grundsatzlich ebenfalls; § 131 Abs. 2 BGB lasst insbesondere flr lediglich rechtlich vorteilhafte
Erklarungen und bei Einwilligung Ausnahmen zu.

Kein Automatismus: Nicht jeder Mitbewohner ist Empfangsbote, und nicht jede verspatete
Weitergabe wird dem Absender zugerechnet. Begrunde die Rolle der eingeschalteten Person.
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Widerruf einer Erklarung

Zugang ist der entscheidende Zeitpunkt

§ 130 Abs. 1 Satz 2 BGB ermdglicht, das Wirksamwerden einer Erklarung zu verhindern: Geht dem
Empfanger vorher oder gleichzeitig ein Widerruf zu, wird die Erklarung nicht wirksam. Der Widerruf muss
seinerseits zugehen. Dass er friiher abgeschickt wurde, reicht nicht.

Zwei Ubermittlungswege

S versendet ein Kaufangebot per Brief. Bevor der Brief beim Empfanger zugeht, erklart S diesem am
Telefon eindeutig, das Angebot solle nicht gelten. Wird der telefonische Widerruf sofort verstanden und trifft
der Brief erst spater ein, verhindert der Widerruf dessen Wirksamwerden.

Ist das Angebot bereits zugegangen, hilft § 130 Abs. 1 Satz 2 BGB grundsatzlich nicht mehr. Die Bindung
an das Angebot richtet sich dann insbesondere nach § 145 BGB. Eine wirksame Aufhebung oder ein
anderer gesetzlicher Loésungsgrund ware gesondert zu prifen.

Widerruf ist nicht immer dasselbe

Der Widerruf nach § 130 Abs. 1 Satz 2 BGB betrifft das Wirksamwerden einer Erklarung. Ein
Verbraucherwiderruf nach §§ 3129, 355 BGB betrifft unter besonderen Voraussetzungen die Lésung von
einer vertraglichen Bindung. Der Widerruf einer Vollmacht wiederum betrifft die Vertretungsmacht. Die
gemeinsame Bezeichnung ersetzt nicht die Prifung der jeweiligen Norm.

Prifungsschema

1. Ist die Ausgangserklarung empfangsbedurftig und abgegeben?
2. Wann geht sie nach dem konkreten Ubermittlungsweg zu?

3. Liegt eine als Widerruf auszulegende Erklarung vor?

4. Wann geht der Widerruf zu?

5. Geht er vorher oder gleichzeitig zu, verhindert er das Wirksamwerden.

Zeitstrahl statt Bauchgefiihl: Trage Abgabe und Zugang beider Erklarungen getrennt ein. Der
schnellere Versandweg kann entscheidend sein; das frihere Versanddatum allein ist es nicht.
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Fall 04: Der Brief vor dem Anruf

Erst einen Zeitstrahl zeichnen

Verkauferin Eva (E) wirft am Dienstag um 10 Uhr ein verbindliches schriftliches Angebot Gber ihre Kamera
fur 240 Euro in Finns (F) Hausbriefkasten. Im betreffenden Wohngebiet ist zu dieser Uhrzeit gewohnlich mit
der Leerung nach dem morgendlichen Posteinwurf zu rechnen. F ist an diesem Tag ausnahmsweise bis
abends unterwegs. Um 11 Uhr erreicht E ihn telefonisch und erklart: ,Mein Angebot soll nicht gelten.“ F
versteht sie. Erst um 20 Uhr 6ffnet er den Brief.

Gehe davon aus, dass der Briefkasten F zugeordnet ist und keine besonderen Absprachen Uber den
Zugang bestehen.

Aufgaben

1. Wann geht das schriftliche Angebot zu?

2. Verhindert der Anruf um 11 Uhr sein Wirksamwerden?

3. Kann F allein deshalb noch nicht gebunden sein, weil er den Brief erst abends liest?

4. Wie ist die Abwandlung zu beurteilen?

Abwandlung

E ruft bereits um 9 Uhr an, erklart den Widerruf verstandlich und wirft den Brief erst um 10 Uhr ein. F hort
beide Erklarungen beziehungsweise erhalt den Brief wie beschrieben.

Arbeitsauftrag: Unterscheide das Wirksamwerden des Angebots vom Zustandekommen eines
Kaufvertrags. Ein wirksames Angebot ist noch kein Vertrag; dazu fehlt im Ausgangsfall bisher eine
Annahme.

Losungsskizze vorbereiten

Notiere fiir jede Erklarung ihren Inhalt, den Ubermittlungsweg und den Zugangszeitpunkt. Begriinde
insbesondere, ob Fs ausnahmsweise Abwesenheit den objektiven Mal3stab verandert. Ein Satz wie ,Er
konnte es nicht lesen” reicht ohne Bezug zu den gewodhnlichen Umstanden nicht aus.
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Losung und Wiederholung 04

Lesen und Zugang sind verschieden

Losung

Das Angebot geht F um 10 Uhr zu. Es gelangt in seinen zugeordneten Briefkasten. Nach den ausdrtcklich
vorgegebenen gewohnlichen Verhaltnissen ist bereits zu diesem Zeitpunkt mit Kenntnisnahme zu rechnen.
Fs ausnahmsweise Abwesenheit verschiebt den Zugang nicht.

Der telefonische Widerruf geht um 11 Uhr zu, weil F die Erklarung sofort versteht. Er kommt damit nach
dem Zugang des Angebots. § 130 Abs. 1 Satz 2 BGB verhindert dessen Wirksamwerden nicht. Ob und bis
wann F das Angebot noch annehmen kann, richtet sich nach den Regeln des Vertragsschlusses; eine
Annahme ist im Sachverhalt noch nicht erfolgt.

In der Abwandlung geht der Widerruf um 9 Uhr zu und damit vor dem Angebot. Das Angebot wird durch
den spateren Briefeinwurf nicht wirksam.

Reicht die Absendung einer empfangsbediirftigen Erklarung?

Grundsatzlich nicht. Neben der Abgabe ist Zugang erforderlich (§ 130 Abs. 1 BGB). Ausnahmen sind
anhand ihrer besonderen Voraussetzungen zu prifen.

Wann liegt Zugang unter Abwesenden vor?

Bei Gelangen in den Machtbereich des Empfangers und gewohnlicher Moglichkeit der Kenntnisnahme.
Das tatsachliche Lesen ist grundsatzlich nicht nétig.

Wann wird der Zugang beim Empfangsboten zugerechnet?

Grundsatzlich dann, wenn unter normalen Umsténden die Weiterleitung an den Empfanger zu erwarten
ist. Beim Empfangsvertreter gilt dagegen § 164 Abs. 3 BGB.

Wann verhindert ein Widerruf nach § 130 Abs. 1 Satz 2 BGB das Wirksamwerden?

Wenn der Widerruf vor oder gleichzeitig mit der Ausgangserklarung zugeht. Ein bloR friiherer Versand
genugt nicht.
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Ein Vertrag braucht passende
Erklarungen

Von der ersten Erklarung zur verbindlichen Einigung

Ein Kaufvertrag setzt grundsatzlich zwei tGibereinstimmende Willenserklarungen voraus: Angebot und
Annahme. Bei § 433 Abs. 1 Satz 1 BGB ist der wirksame Kaufvertrag die Grundlage des Anspruchs auf
Ubergabe und Ubereignung. Die Definition des Kaufvertrags findest du in Modul 01.

Angebot

Ein Angebot ist eine grundsatzlich empfangsbedirftige Willenserklarung, die den Vertragsschluss so
bestimmt oder bestimmbar vorschlagt, dass die andere Seite grundséatzlich nur noch zustimmen muss.
Beim Kauf missen die wesentlichen Vertragsbestandteile, die essentialia negotii, feststehen oder
bestimmbar sein: Vertragsparteien, Kaufsache und Kaufpreis. Rechtsbindungswille muss erkennbar sein.

Lina sagt zu Ben: ,Ich verkaufe dir diesen Schreibtisch fiir 80 Euro.“ Parteien, Sache und Preis sind
bestimmt. Die Erklarung enthalt ein Angebot. Ein noch unbestimmtes ,Vielleicht verkaufe ich irgendwann
meine Mobel” reicht nicht.

Annahme

Die Annahme ist die grundsatzlich empfangsbedurftige Willenserklarung, mit der dem angebotenen
Vertrag vorbehaltlos zugestimmt wird. Sie muss inhaltlich passen und rechtzeitig wirksam werden. Eine
ausdrucklich festgelegte Form oder eine gesetzliche Formvorschrift kann zusatzliche Anforderungen
begrinden.

Antwortet Ben im unmittelbaren Gespréach sofort ,Einverstanden®, stimmen die Erklarungen tberein. Auch

schllssiges Verhalten kann genligen, wenn es als Zustimmung zu verstehen ist.

Vertrag und Eigentum: Die Einigung Uber den Kauf begrindet Leistungspflichten. Sie Ubertragt noch
nicht allein das Eigentum an der Sache. Priife die Verfligung gesondert, wenn die Fallfrage dies
verlangt.

In der Klausur genlgt der Satz ,Beide wollten kaufen® nicht. Du musst erkennen lassen, welche konkrete
Erklarung das Angebot und welche die Annahme bildet.

27176


https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__433.html

4 gewinnt | JURA BGB AT

MODUL 05 / ANGEBOT UND ANNAHME

Preisschild, Automat und Onlineshop

Nicht jede Warenprasentation ist ein Angebot

Invitatio ad offerendum

Eine invitatio ad offerendum ist eine Aufforderung zur Abgabe eines Angebots. Die Prasentation von
Waren im Schaufenster oder im gewdéhnlichen Onlineshop ist regelmaRig so einzuordnen. Typischerweise
soll noch nicht jede interessierte Person durch ein bloRes ,Ja“ einen Vertrag herbeifihren kénnen. Daflr
kénnen begrenzte Vorrate und die Moglichkeit einer Prifung des Vertragspartners sprechen.

Ob ein verbindliches Angebot vorliegt, ist durch Auslegung zu bestimmen. Die Bezeichnung ,,Angebot® in
einer Werbung ist daftr nicht allein entscheidend. Umgekehrt kann auch ein an einen zunachst
unbestimmten Personenkreis gerichtetes Angebot ad incertas personas verbindlich sein, wenn die
Auswahl des Vertragspartners bestimmbar geregelt ist.

Kauf im Laden

RegelmaRig gibt der Kunde durch Vorlegen der Ware an der Kasse sein Angebot ab. Die Annahme erfolgt
durch das entsprechende Verhalten des Verkaufspersonals. Ein Preisschild ist deshalb nicht ohne
Weiteres eine Zusage, die Ware unbedingt zu diesem Preis zu verkaufen. Bereits geschlossene Vertrage
und mdgliche Preisirrtimer sind davon zu unterscheiden.

Technische Ablaufe

Bei einem Warenautomaten kann ein verbindliches Angebot unter den durch den Automaten erkennbar
vorgegebenen Bedingungen vorliegen. Beim Onlineshop ist die Bestellbestatigung nicht automatisch die
Annahme. Eine bloRe Eingangsbestatigung kann nur dokumentieren, dass die Bestellung eingetroffen ist.
Wortlaut, Bestellablauf und wirksam einbezogene Bedingungen sind auszulegen.

Nicht pauschalisieren: Bei Internetauktionen wird der Vertrag nach dem Erklarungsgehalt des
konkreten Plattformablaufs bestimmt. § 156 BGB Uber den Zuschlag bei einer Versteigerung passt
nicht automatisch auf jede als ,,Auktion bezeichnete Internetfunktion.

Die Regeln zu Verbrauchervertragen, Informationspflichten und Bestellschaltflachen sind weitere
Prifungen im Schuldrecht. Sie ersetzen nicht die grundlegende Zuordnung von Angebot und Annahme.
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Wie lange besteht das Angebot?

Bindung, Frist und verspatete Antwort

Nach § 145 BGB ist der Antragende grundséatzlich an sein Angebot gebunden, sofern er die Bindung nicht
ausgeschlossen hat. ,Freibleibend* kann gegen eine Bindung sprechen; auch solche Zusatze sind
auszulegen. Das Angebot erlischt insbesondere durch Ablehnung oder durch nicht rechtzeitige Annahme
(§ 146 BGB).

Annahmefrist

Ein Angebot unter Anwesenden kann grundsatzlich nur sofort angenommen werden (§ 147 Abs. 1 BGB).
Dazu zahlt auch ein unmittelbares Telefongesprach. Unter Abwesenden kann es bis zu dem Zeitpunkt
angenommen werden, zu dem der Antragende unter regelmafRigen Umstanden den Eingang der Antwort
erwarten darf (§ 147 Abs. 2 BGB). Ubermittlung, angemessene Uberlegung und Riickiibermittlung sind zu
berlcksichtigen.

Eine vom Antragenden bestimmte Annahmefrist ist vorrangig (§ 148 BGB). ,Du kannst bis Mittwoch, 18
Uhr, zusagen® begrenzt grundsatzlich die Zeit fiir die wirksame Annahme. Wer erst um 18:05 Uhr seine
Annahme absendet, halt diese Frist nicht ein.

Verspatete Annahme

Eine verspatete Annahme gilt als neuer Antrag (§ 150 Abs. 1 BGB). Die Rollen wechseln: Der frihere
Empfanger bietet nun den Vertragsschluss an. Die andere Seite muss dieses neue Angebot nicht
annehmen.

Die Ausnahme des § 149 BGB

Ist eine Annahme rechtzeitig abgesandt, aber ungewdhnlich verspatet ibermittelt worden, kann § 149 BGB
eingreifen. Daflir muss der Antragende die rechtzeitige Absendung bei regelmafiger Beférderung
erkennen kénnen. Er muss die Verspatung grundsatzlich unverztiglich anzeigen, sofern dies nicht schon
geschehen ist. Unterbleibt die gebotene Anzeige, gilt die Annahme nicht als verspatet.

Fristproblem sauber benennen: Zu spat abgeschickt ist etwas anderes als rechtzeitig abgeschickt,
aber erkennbar ungewohnlich spat eingetroffen.
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Gegenangebot oder Nachfrage?

§ 150 Abs. 2 BGB und die Frage nach der Einigung

Lina verlangt 80 Euro. Ben antwortet: ,Ich nehme den Schreibtisch nur fir 60 Euro.“ Er stimmt dem Preis
nicht zu. Nach § 150 Abs. 2 BGB ist diese abandernde Annahme eine Ablehnung verbunden mit einem
neuen Angebot. Das urspriingliche Angebot erlischt (§ 146 BGB). Ben bietet nun 60 Euro.

Ein spateres ,Dann eben 80 Euro“ Iasst das erloschene Angebot nicht wieder aufleben. Es kann ein neues
Angebot sein, dem Lina zustimmen misste. ,Waren auch 60 Euro méglich?“ kann dagegen nur eine
Nachfrage sein. Entscheidend sind Wortlaut und Umstande (§§ 133, 157 BGB).

Annahme ohne Zugang

§ 151 BGB kann eine Erklarung der Annahme gegeniiber dem Antragenden entbehrlich machen, wenn sie
nach der Verkehrssitte nicht zu erwarten ist oder der Antragende darauf verzichtet. Eine geeignete
Betatigung des Annahmeuwillens bleibt grundsatzlich nétig. Die Norm erlaubt nicht, fremdes Schweigen
beliebig zur Zustimmung zu erklaren.

Offener und versteckter Dissens

Beim offenen Dissens wissen die Parteien, dass sie sich Uber einen zu regelnden Punkt noch nicht
geeinigt haben. Im Zweifel ist der Vertrag dann noch nicht geschlossen (§ 154 BGB). Beim versteckten
Dissens glauben sie an eine Einigung, obwohl ein offener Punkt verbleibt. § 155 BGB erhalt den Vertrag
aufrecht, wenn anzunehmen ist, dass er auch ohne Bestimmung dieses Punkts geschlossen worden ware.

Zuerst ist stets auszulegen. Ein gemeinsames tatsachliches Verstandnis schliel3t einen Dissens tber
diesen Inhalt aus. Uber wesentliche Vertragsbestandteile muss hinreichende Einigung bestehen; die
Dissensregeln schaffen keinen beliebigen Preis.

Priifungsschema: Angebot mit bestimmbaren essentialia negotii und Rechtsbindungswillen;
wirksame Abgabe und Zugang; fortbestehendes Angebot; rechtzeitige, inhaltlich passende Annahme;
Wirksamkeit des Vertrags.
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Fall 05: Der zweite Versuch

Preisverhandlungen im direkten Gesprach

Leon (L) und Nora (N) sind volljahrig und handeln privat. Sie sprechen personlich tber Leons gebrauchte
Spielkonsole. Beide hdren und verstehen samtliche Erklarungen.

L: ,Ich verkaufe dir meine Spielkonsole fir 180 Euro.*
N: ,Fir 180 Euro nicht. Ich nehme sie nur fir 150 Euro.*
L: ,Fir 150 Euro verkaufe ich sie nicht.”

N: ,Dann nehme ich sie fir 180 Euro.”

L: ,Nein, ich behalte sie doch.”

Deine Aufgabe

Hat N gegen L einen Anspruch auf Ubergabe und Ubereignung der Konsole aus § 433 Abs. 1 Satz 1 BGB?
Prife nur, ob der Anspruch entstanden ist. Weitere Abreden oder Handlungen gibt es nicht.

Deine Losungsskizze
Ordne die funf Erklarungen zeitlich. Notiere zu jeder, ob sie Angebot, Annahme oder Ablehnung ist und
welche Wirkung sie auf das vorherige Angebot hat. Lies vor dem Schreiben §§ 146 und 150 Abs. 2 BGB.

Abwandlung

L antwortet auf Ns Gegenangebot Giber 150 Euro sofort: ,Einverstanden.” Damit endet das Gesprach; die
weiteren Satze des Ausgangsfalls entfallen. Kommt ein Kaufvertrag zustande, und zu welchem Preis?

Zusatz zum Uben: Ersetze Ns ersten Satz durch ,Wéaren auch 150 Euro méglich?“ Welche Tatsachen
und Formulierungen mussten fiir eine Ablehnung sprechen? Begriinde, warum diese Frage nicht
automatisch dieselbe Wirkung hat wie ,Fir 180 Euro nicht®.
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Losung 05: Die Erklarungen ordnen

Angebot, Ablehnung und neues Angebot

I. Anspruch der N aus § 433 Abs. 1 Satz 1 BGB

N koénnte gegen L einen Anspruch auf Ubergabe und Ubereignung der Konsole aus § 433 Abs. 1 Satz 1
BGB haben. Daflr misste zwischen beiden ein wirksamer Kaufvertrag zustande gekommen sein. Er setzt
zwei Ubereinstimmende Willenserklarungen, Angebot und Annahme, voraus.

1. Erstes Angebot des L tiber 180 Euro

L hat N die bestimmte Konsole fir 180 Euro verbindlich zum Kauf angeboten. Parteien, Kaufsache und
Preis sind bestimmt. Ein Angebot liegt vor.

2. Antwort der N liber 150 Euro

N misste dieses Angebot angenommen haben. Sie erklart jedoch ausdriicklich, nicht 180 Euro, sondern
nur 150 Euro zahlen zu wollen. Ihre Antwort stimmt deshalb inhaltlich nicht mit Ls Angebot Giberein. Nach §
150 Abs. 2 BGB liegt eine Ablehnung verbunden mit einem neuen Angebot Uber 150 Euro vor. Ls
urspruingliches Angebot erlischt nach § 146 BGB.

3. Ablehnung und erneutes Angebot

L lehnt das Angebot Uber 150 Euro ausdrtcklich ab. Auch dieses erlischt (§ 146 BGB). Ns anschliellendes
,0ann nehme ich sie fir 180 Euro® kann das bereits erloschene erste Angebot nicht mehr annehmen. Es
ist ein neues Angebot Uber 180 Euro. L lehnt auch dieses ausdriicklich ab. Eine Einigung kommt somit
nicht zustande.

4. Ergebnis und Abwandlung

Mangels Kaufvertrags ist der Anspruch der N nicht entstanden. In der Abwandlung nimmt L dagegen Ns
Gegenangebot mit seinem sofortigen ,Einverstanden® an. Ein Kaufvertrag zum Preis von 150 Euro kommt
zustande.

Schwerpunkt: Benenne die Preisabweichung, wende § 150 Abs. 2 BGB an und erklare beide Folgen.
,ES gibt keinen Vertrag® allein lasst die entscheidende Begriindung aus.
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Wiederholen 05

Angebot, Gegenangebot und Bindungswirkung

Welche essentialia negotii muss ein Kaufangebot erkennen lassen?

Vertragsparteien, Kaufsache und Kaufpreis miissen bestimmt oder bestimmbar sein. Zusatzlich muss ein
Rechtsbindungswille erkennbar sein.

Was unterscheidet Annahme und Gegenangebot?

Die Annahme stimmt dem vorgeschlagenen Vertrag inhaltlich zu. Wer die Zustimmung von einem
anderen Preis abhangig macht, nimmt das urspriingliche Angebot nicht an (§ 150 Abs. 2 BGB).

Welche zwei Folgen hat die abdndernde Annahme?

Sie ist Ablehnung und neues Angebot (§ 150 Abs. 2 BGB). Das urspriingliche Angebot erlischt (§ 146
BGB); das neue Angebot kann angenommen werden.

Kann man ein abgelehntes Angebot spater noch annehmen?

Das abgelehnte Angebot ist erloschen. Eine spatere Zustimmung zu dessen Inhalt kann ein neues
Angebot sein, das die andere Seite annehmen misste.

Warum ist ,,Es gibt keinen Vertrag” allein zu wenig?

Es fehlt die Begriindung. Ordne die Erklarungen ein und zeige anhand der konkreten Preisabweichung
und der Ablehnungen, warum keine Einigung vorliegt.

Transferfrage

Ein Angebot gilt ausdrticklich bis 18 Uhr. Die Antwort wird erst um 18:05 Uhr abgeschickt und kommt
unmittelbar an. Auch eine inhaltlich passende Zustimmung ist verspatet und gilt nach § 150 Abs. 1 BGB als
neuer Antrag. § 149 BGB hilft hier nicht: Die Erklarung wurde nicht so rechtzeitig abgesandt, dass sie bei
regelmafiger Beforderung innerhalb der Frist angekommen ware.
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Wer kann wirksam handeln?

Geschaftsfahigkeit von der Rechtsfahigkeit unterscheiden

Ein sechsjahriges Kind kann Eigentimer eines Fahrrads sein. Ob es selbst einen wirksamen Kaufvertrag
schlief3en kann, ist eine andere Frage. Rechtsfahigkeit ist die Fahigkeit, Trager von Rechten und Pflichten
zu sein. Geschiftsfahigkeit bezeichnet die Fahigkeit, Rechtsgeschafte selbst wirksam vorzunehmen.

Geschaftsunfahigkeit

Nach § 104 Nr. 1 BGB ist geschaftsunfahig, wer das siebente Lebensjahr noch nicht vollendet hat. § 104
Nr. 2 BGB erfasst einen die freie Willensbestimmung ausschlieRenden Zustand krankhafter Stérung der
Geistestatigkeit, sofern dieser Zustand seiner Natur nach nicht nur voriibergehend ist.

Die Willenserklarung eines Geschaftsunfahigen ist nach § 105 Abs. 1 BGB nichtig. § 105 Abs. 2 BGB
erfasst aulerdem Erklarungen im Zustand der Bewusstlosigkeit oder voriibergehender Stérung der
Geistestatigkeit. Alkohol flhrt nicht schon ab jeder Beeintrachtigung automatisch zur Nichtigkeit;
entscheidend ist der konkrete Zustand.

Beschrankte Geschaftsfahigkeit

Minderjahrige zwischen dem vollendeten siebenten und dem vollendeten achtzehnten Lebensjahr sind
nach §§ 2, 106 BGB beschrankt geschéaftsfahig. lhre Erklarungen sind nicht generell unwirksam.
Entscheidend sind insbesondere rechtlicher Vorteil und Zustimmung.

Ausnahme fiir Volljahrige: § 105a BGB betrifft bestimmte Alltagsgeschéafte volljahriger
Geschaftsunfahiger mit geringwertigen Mitteln. Nach Bewirkung von Leistung und Gegenleistung gilt
der Vertrag hinsichtlich dieser Leistungen als wirksam, sofern keine erhebliche Gefahr fir Person oder
Vermdgen besteht. Die Norm gilt nicht fiir geschaftsunfahige Kinder.
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Lediglich rechtlich vorteilhaft

Wirtschaftlich gunstig reicht nicht aus

Nach § 107 BGB braucht ein beschrankt Geschéaftsfahiger fir eine Willenserklarung die Einwilligung seines
gesetzlichen Vertreters, wenn er durch sie nicht lediglich einen rechtlichen Vorteil erlangt. Einwilligung ist
die vorherige Zustimmung, Genehmigung die nachtragliche Zustimmung.

Auf die rechtlichen Folgen schauen

Ein Geschatft ist lediglich rechtlich vorteilhaft, wenn es die Rechtsstellung des Minderjahrigen
ausschlieBlich verbessert, ohne eigene rechtliche Verpflichtungen oder den Verlust bestehender Rechte
herbeizufihren. Rechtlich neutrale Geschafte werden grundsatzlich ebenfalls ohne Zustimmung
zugelassen.

Ein Kaufvertrag verpflichtet zur Zahlung und Abnahme, § 433 Abs. 2 BGB. Er ist deshalb auch dann nicht
lediglich rechtlich vorteilhaft, wenn ein Fahrrad statt 500 Euro nur 20 Euro kostet.

Jedes Rechtsgeschift getrennt priifen

Der Kaufvertrag und die Ubereignung des Fahrrads sind unterschiedliche Rechtsgeschafte. Der
Kaufvertrag ist wegen der Zahlungspflicht rechtlich nachteilig. Der vorbehaltlose Erwerb unbelasteten
Eigentums an einer gewohnlichen beweglichen Sache ist dagegen grundsatzlich lediglich rechtlich
vorteilhaft.

Die Ubereignung des Kaufpreises durch den Minderjahrigen bedeutet einen Eigentumsverlust und ist
ihrerseits rechtlich nachteilig. Die Zustimmung zur Zahlung kann sich aus der Uberlassung der Mittel
ergeben; ihr Umfang ist durch Auslegung zu ermitteln.

Kein Gesamtsaldo: Der Wert der Gegenleistung macht einen rechtlichen Nachteil nicht unschadlich.
Prife Kaufvertrag, Eigentumserwerb an der Sache und Eigentumsverlust am Geld jeweils fir sich.

Bei Schenkungen kommt es auf die konkrete Gestaltung an. Eine Schenkung mit Auflagen oder ein
Erwerb, der personliche Pflichten auslést, darf nicht pauschal wie die unbelastete Ubergabe eines Buchs
behandelt werden.
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Zustimmung und Taschengeld

§§ 108 bis 111 BGB richtig einsetzen

Vertrag ohne erforderliche Einwilligung

Ohne die erforderliche Einwilligung hangt die Wirksamkeit des Vertrags nach § 108 Abs. 1 BGB von der
Genehmigung des gesetzlichen Vertreters ab: Der Vertrag ist schwebend unwirksam. Eine Genehmigung
wirkt grundsatzlich zurtick, § 184 Abs. 1 BGB. Bei Verweigerung wird der Vertrag endgultig unwirksam.

Fordert der Vertragspartner den Vertreter zur Erklarung auf, gilt § 108 Abs. 2 BGB: Die Genehmigung kann
nur gegenuber dem Vertragspartner erfolgen und muss innerhalb von zwei Wochen nach Zugang der
Aufforderung erklart werden. Schweigen gilt als Verweigerung. § 109 BGB regelt das Widerrufsrecht des
Vertragspartners und seine Einschrankung bei Kenntnis der Minderjahrigkeit.

§ 110 BGB: bewirken statt versprechen

Ein ohne Zustimmung geschlossener Vertrag gilt als von Anfang an wirksam, wenn der Minderjahrige seine
vertragsmaRige Leistung mit Mitteln vollstandig bewirkt, die ihm zu diesem Zweck oder zur freien
Verflgung vom Vertreter oder mit dessen Zustimmung von einem Dritten Uberlassen wurden.

Es gibt keine feste Eurogrenze. Entscheidend sind Herkunft und Verwendungsfreigabe der Mittel sowie die
vollstéandige Leistung. BloRRe Ratenversprechen genligen nicht. Auch gespartes Taschengeld kann erfasst
sein; ausdrucklich ausgeschlossene Verwendungen bleiben ausgeschlossen.

Einseitige Rechtsgeschafte

Ein einseitiges Rechtsgeschaft ohne erforderliche Einwilligung ist nach § 111 Satz 1 BGB unwirksam und
kann nicht einfach nach § 108 BGB genehmigt werden. Bei vorhandener Einwilligung kann zusatzlich die
Zurlickweisung nach § 111 Satz 2 und 3 BGB eine Rolle spielen.

36/76


https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__108.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__184.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__108.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__109.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__110.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__111.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__108.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__111.html

4 gewinnt | JURA BGB AT

MODUL 06 / GESCHAFTSFAHIGKEIT UND MINDERJAHRIGE

Teilgeschaftsfahigkeit und Prufungsweg

Sonderregeln nicht Gberdehnen

Selbstandiges Erwerbsgeschiaft: § 112 BGB

Ermachtigt der gesetzliche Vertreter den Minderjahrigen mit Genehmigung des Familiengerichts zum
selbstandigen Betrieb eines Erwerbsgeschéafts, ist er fur die Geschafte unbeschrankt geschaftsfahig, die
dieser Betrieb mit sich bringt.

Die Ermachtigung macht ihn nicht allgemein volljahrig. Ausgenommen bleiben Rechtsgeschafte, zu denen
auch der Vertreter einer familiengerichtlichen Genehmigung bedarf. Fir die Ricknahme der Ermachtigung
durch den Vertreter ist ebenfalls die Genehmigung des Familiengerichts erforderlich.

Dienst- oder Arbeitsverhaltnis: § 113 BGB

Eine Ermachtigung zum Eintritt in ein Dienst- oder Arbeitsverhaltnis vermittelt Geschéaftsfahigkeit fur die in
§ 113 BGB genannten Rechtsgeschafte dieses Bereichs, insbesondere Eingehung, Aufhebung und
Erflllung der daraus folgenden Verpflichtungen. Auch hier bestehen gesetzliche Grenzen.

Die Erlaubnis flr einen Ferienjob bedeutet nicht, dass jeder spatere Einkauf mit dem Lohn automatisch
wirksam ist. Fir solche Vertrage sind die allgemeinen Regeln einschliel3lich einer mdglichen Freigabe der
Mittel nach § 110 BGB zu prtfen.

Prufung eines Vertrags mit Minderjahrigen

1. Alter und damit einschlagige Stufe der Geschéaftsfahigkeit bestimmen.

2. Konkretes Rechtsgeschaft benennen; Verpflichtung und Verfigung trennen.
3. Lediglich rechtlichen Vorteil oder rechtliche Neutralitat prufen.

4. Einwilligung und gegebenenfalls deren Reichweite feststellen.

5. Sonderregeln, insbesondere §§ 110, 112, 113 BGB, prifen.

6. Andernfalls § 108 BGB anwenden und nach einer Genehmigung fragen.

Nicht verwechseln: Ein Minderjahriger kann nach § 165 BGB als Vertreter eine wirksame Erklarung
fur einen anderen abgeben. Das ist von einem eigenen Vertragsabschluss zu unterscheiden.
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Fall 06: Das Fahrrad in zwei Raten

Erst selbst I0sen, dann umblattern

Die 16-jahrige Ida erhalt monatlich Taschengeld, das sie nach ausdrucklicher Erklarung ihrer Eltern frei fir
gewohnliche Einkaufe verwenden darf. Sie hat davon 200 Euro gespart.

Ohne vorher mit ihren Eltern Gber den konkreten Kauf zu sprechen, vereinbart Ida mit Handler H den Kauf
eines gebrauchten Fahrrads fir 200 Euro. Sie zahlt sofort 100 Euro aus ihrem ersparten Taschengeld. Die
Ubrigen 100 Euro sollen in vier Wochen folgen. H weif3, dass Ida 16 Jahre alt ist. Das Fahrrad bleibt
zunachst bei H.

Am nachsten Tag fragt H Idas Eltern, ob sie den Kaufvertrag genehmigen. Die Eltern erklaren H gegentiber
sofort, dass sie den Kauf ablehnen.

Aufgaben
1. Kann H von Ida Zahlung der restlichen 100 Euro aus § 433 Abs. 2 BGB verlangen?

2. Ware der Kaufvertrag wirksam, wenn Ida die 200 Euro schon beim Kauf vollstdndig aus den
freigegebenen Mitteln bezahlt hatte, bevor ihre Eltern von dem Geschaft erfahren?

3. Darf Ida in der Ausgangslage die gezahlten 100 Euro zurtickverlangen? Benenne die in Betracht
kommende Anspruchsgrundlage.

Bearbeitungshinweis

Unterstelle, dass das Ansparen und der gewdhnliche Fahrradkauf von der Freigabe der Mittel erfasst sind.
Eine gesonderte allgemeine Erlaubnis, Ratenkaufe zu schlieRen, besteht nicht. H hat die gezahlten 100
Euro behalten.

Arbeitsauftrag: Formuliere beim Ausgangsfall nicht nur ,Taschengeldparagraph greift nicht®. Erklare,
welches Tatbestandsmerkmal fehlt und welche Vorschrift anschlielend Uber die Vertragswirksamkeit
entscheidet.

Deine Notizen
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Losung 06 und Lernkontrolle

Die vollstandige Leistung ist entscheidend

1. Restkaufpreis

H kénnte gegen Ida einen Anspruch auf 100 Euro aus § 433 Abs. 2 BGB haben. Dazu misste ein
wirksamer Kaufvertrag bestehen.

Ida ist mit 16 Jahren beschrankt geschaftsfahig, § 106 BGB. Der Kaufvertrag verpflichtet sie zur Zahlung
des Kaufpreises und ist deshalb nicht lediglich rechtlich vorteilhaft. Eine Einwilligung zum Ratenkauf liegt
nicht vor.

§ 110 BGB macht den Vertrag nicht wirksam: Ida hat nur 100 der geschuldeten 200 Euro bezahlt und ihre
vertragsmafige Leistung daher nicht vollstandig bewirkt. Nach § 108 Abs. 1 BGB war der Vertrag zunachst
schwebend unwirksam. Die Eltern haben die Genehmigung gegentber H verweigert. Damit ist er endgultig
unwirksam. H hat keinen Anspruch auf den Restkaufpreis.

2. Vollstandige Bezahlung

Bei vollstandiger Zahlung aus den hierfir freigegebenen Mitteln waren die Voraussetzungen des § 110
BGB erfiillt. Der Vertrag galte von Anfang an als wirksam. Eine spatere blof3e Missbilligung der Eltern
beseitigt diese bereits eingetretene Wirksamkeit nicht.

3. Ruckzahlung

Die bereits geleisteten 100 Euro kann Ida grundsatzlich nach § 812 Abs. 1 Satz 1 Alt. 1 BGB
zurtckverlangen. H hat den Betrag durch Idas Leistung ohne wirksamen vertraglichen Rechtsgrund
erlangt. Die Riickabwicklung ist von der Frage nach dem Restkaufpreis zu trennen.

Warum geniigt ein besonders giinstiger Preis nicht fiir § 107 BGB?

Weil auf rechtliche Nachteile abzustellen ist. Auch ein ginstiger Kauf begriindet eine eigene
Zahlungspflicht.

Warum scheitert § 110 BGB beim bloBen Ratenversprechen?

Weil die vertragsmaRige Leistung noch nicht vollstandig bewirkt wurde.

Was unterscheidet §§ 108 und 111 BGB?

§ 108 betrifft Vertrage, deren Wirksamkeit von der Genehmigung abhangen kann. § 111 behandelt
einseitige Rechtsgeschafte ohne erforderliche Einwilligung grundsatzlich als unwirksam.
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Auslegen, dann anfechten

Eine wirksame Erklarung kann riickwirkend beseitigt werden

Mia méchte ihre Kamera flr 450 Euro verkaufen. In ihrer Nachricht an Noah schreibt sie versehentlich 45
Euro. Noah versteht das Angebot als ernst gemeinten Verkauf flr 45 Euro und nimmt es an. Ist Mia an den
niedrigen Preis gebunden?

Die Anfechtung ermdglicht unter gesetzlichen Voraussetzungen die rickwirkende Beseitigung eines
Rechtsgeschafts. Sie setzt einen Anfechtungsgrund und eine rechtzeitige Anfechtungserklarung
gegeniber dem richtigen Anfechtungsgegner voraus. BloRe Unzufriedenheit mit dem Geschaft gentigt
nicht.

Zuerst den Inhalt feststellen

Bevor du nach einem Irrtum fragst, legst du die Erklarungen nach §§ 133, 157 BGB aus. Haben beide
Beteiligten trotz eines Schreibfehlers tibereinstimmend 450 Euro gemeint, gilt dieser gemeinsame Wille.
Dann ist eine Anfechtung wegen des falsch geschriebenen Preises nicht erforderlich.

Ergibt die Auslegung dagegen einen Vertrag tber 45 Euro, obwohl Mia 450 Euro erklaren wollte, kommt
ein Erklarungsirrtum nach § 119 Abs. 1 Alt. 2 BGB in Betracht.

Prufungsaufbau

1. Anfechtbares Rechtsgeschaft und betroffene Willenserklarung bestimmen.

2. Anfechtungsgrund, etwa §§ 119, 120 oder 123 BGB, priifen.

3. Anfechtungserklarung und richtigen Gegner nach § 143 BGB feststellen.

4. Einschlagige Frist nach § 121 oder § 124 BGB prifen.

5. Ausschluss, insbesondere Bestatigung nach § 144 BGB, prifen.

6. Rechtsfolge nach § 142 Abs. 1 BGB und mdgliche Folgeanspriiche untersuchen.

Arbeite genau: Angefochten wird eine bestimmte eigene Willenserklarung. Benenne sie, statt
pauschal zu schreiben: ,Der Vertrag wird widerrufen.®
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Die Irrtumer des § 119 BGB

Was wollte die Person erklaren?

Inhaltsirrtum: § 119 Abs. 1 Alt. 1 BGB

Die Person setzt das gewollte Erklarungszeichen, irrt aber tber dessen Bedeutung. Beispiel: Jemand
bestellt bewusst ,ein Gros* eines Produkts, halt diese Mengenangabe jedoch flr zwolf statt 144 Stlick.

Nicht jeder Irrtum Uber entfernte rechtliche oder wirtschaftliche Folgen ist ein Inhaltsirrtum. Entscheidend
ist, ob die Erklarung inhaltlich etwas anderes bedeutet, als der Erklarende annimmt.

Erklarungsirrtum: § 119 Abs. 1 Alt. 2 BGB

Die Person erklart sich anders, als sie es beabsichtigt, etwa durch Verschreiben, Versprechen oder
Vergreifen. Wer 450 Euro schreiben will, aber versehentlich 45 Euro schreibt, irrt bei der
Erklarungshandlung.

Eigenschaftsirrtum: § 119 Abs. 2 BGB

Erfasst ist ein Irrtum Uber verkehrswesentliche Eigenschaften einer Person oder Sache. Eigenschaften
sind tatsachliche oder rechtliche Verhaltnisse, die der Person oder Sache flir eine gewisse Dauer anhaften
und fur ihre Wertschatzung bedeutsam sind, etwa Echtheit, Material oder Alter eines Kunstwerks.

Der Marktpreis oder Wert selbst ist grundsatzlich keine Eigenschaft. Ein Irrtum Uber die Echtheit eines
Gemaldes unterscheidet sich daher von der bloRen Hoffnung, es spater teurer verkaufen zu kénnen. Im
Kaufrecht kdnnen spezielle Regeln des Mangelrechts die Anfechtung des Kaufers wegen eines
Eigenschaftsirrtums verdrangen.

Erheblichkeit

§ 119 BGB verlangt zusatzlich, dass anzunehmen ist, der Erklarende hatte die Erklarung bei Kenntnis der
Sachlage und verstandiger Wirdigung des Falles nicht abgegeben. Ein tatsachlich vorhandener, aber
vollig belangloser Irrtum reicht nicht.
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Motiv, Kalkulation und Ubermittlung

Ahnliche Geschichten, unterschiedliche Regeln

Unbeachtlicher Motivirrtum

Ein Motivirrtum betrifft die Beweggriinde fiir den Geschaftsabschluss. Wer eine Kamera kauft, weil er
irrtimlich auf einen bezahlten Fotoauftrag hofft, kann deshalb grundsatzlich nicht nach § 119 Abs. 1 BGB
anfechten. § 119 Abs. 2 BGB erfasst bestimmte Eigenschaftsirrtiimer als gesetzlich geregelte Sonderfalle.

Kalkulationsirrtum

Wer intern falsch rechnet und anschlieRend genau den so berechneten Preis erklart, den er erklaren wollte,
unterliegt grundsatzlich einem unbeachtlichen verdeckten Kalkulationsirrtum.

Wird die Berechnung dagegen zum erkennbaren Bestandteil der Erklarung, muss zunachst durch
Auslegung geklart werden, was vereinbart wurde. Ein offener Kalkulationsirrtum fiihrt nicht automatisch zu
§ 119 BGB. Je nach Sachverhalt kdnnen Auslegung, Dissens oder weitere Regeln eingreifen. Fir die
Klausur muss der konkrete Rechen- und Erklarungsvorgang beschrieben werden.

Ubermittlungsirrtum: § 120 BGB

Ubermittelt ein Erklarungsbote die Erklarung versehentlich falsch, kann der Erklarende unter den
Voraussetzungen des § 120 BGB anfechten. Beispiel: Eine Botin soll einen Preis von 450 Euro ausrichten,
sagt versehentlich aber 540 Euro.

Ein Vertreter gibt dagegen eine eigene Willenserklarung ab. Fir dessen Irrtiimer ist grundsatzlich § 166
Abs. 1 BGB maligeblich. Die bewusste Verfalschung durch einen Boten ist ein gesondertes
Zurechnungsproblem und nicht schlicht der Normalfall des § 120 BGB.

Drei Fragen: Wurde falsch gedacht, falsch erklart oder falsch Gibermittelt? Ordne den Sachverhalt erst
danach einer Norm zu.
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Tauschung und Drohung

§ 123 BGB schutzt die freie Willensbildung

Arglistige Tauschung

Eine Tauschung ist das Hervorrufen, Verstarken oder Aufrechterhalten einer Fehlvorstellung tiber
Tatsachen. Auch Schweigen kann tduschen, wenn eine Pflicht zur Aufklarung besteht. Arglist setzt
zumindest bedingten Vorsatz voraus; bloRe Fahrlassigkeit genlgt nicht.

Die Tauschung muss fir die Abgabe der Erklarung ursachlich gewesen sein. Eine Mitursachlichkeit kann
ausreichen. Beispiel: Eine Verkauferin verschweigt bewusst einen ihr bekannten erheblichen
Unfallschaden, Uber den sie aufklaren muss, um die Kauferin zum Vertragsabschluss zu bewegen.

Stammt die Tauschung von einem Dritten, begrenzt § 123 Abs. 2 BGB die Anfechtung gegenuber einem
Erklarungsempfanger: Dieser muss die Tauschung gekannt haben oder kennen missen. Nicht jede andere
Person ist in diesem Sinn Dritter; insbesondere fur Verhandlungsgehilfen gelten Besonderheiten.

Widerrechtliche Drohung

Eine Drohung stellt ein kiinftiges Ubel in Aussicht, auf dessen Eintritt der Drohende Einfluss zu haben
vorgibt. Sie muss die Erklarung veranlasst haben.

Widerrechtlich kann das eingesetzte Mittel, der angestrebte Zweck oder die Verbindung beider sein. Die
Ankiindigung einer rechtlich zulassigen Mallnahme ist deshalb weder stets erlaubt noch stets eine
widerrechtliche Drohung. Die konkreten Umstande entscheiden.

Fristwechsel beachten: Bei § 123 BGB gilt die Jahresfrist des § 124 BGB. Die unverztgliche
Anfechtung nach § 121 BGB gehort zu §§ 119, 120 BGB.

Eine wirksame Anfechtung nach § 123 BGB I6st keine Haftung nach § 122 BGB aus. Andere
Schadensersatzanspriche, etwa wegen einer Tauschung, sind gesondert zu prufen.
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Erklarung, Frist und Folgen

Die richtige Norm entscheidet Gber den nachsten Schritt

Erklarung und Frist

Nach § 143 BGB muss erkennbar erklart werden, dass das Rechtsgeschaft wegen eines Willensmangels
nicht gelten soll. Das Wort ,Anfechtung® ist nicht erforderlich. Bei einem Vertrag ist grundsatzlich der
andere Vertragsteil Anfechtungsgegner.

Bei §§ 119, 120 BGB ist nach § 121 BGB ohne schuldhaftes Zégern ab Kenntnis des Anfechtungsgrundes
anzufechten. Gegeniber Abwesenden genugt fur die Fristwahrung die unverzlgliche Absendung; fir die
Wirksamkeit bleibt der Zugang der Erklarung erforderlich. Nach zehn Jahren seit Abgabe der
urspriinglichen Willenserklarung ist die Anfechtung ausgeschlossen.

Bei § 123 BGB betragt die Frist nach § 124 BGB ein Jahr. Bei Tauschung beginnt sie mit deren
Entdeckung, bei Drohung mit dem Ende der Zwangslage. Zusatzlich gilt die absolute Zehnjahresgrenze.
Eine Bestatigung in Kenntnis der Anfechtbarkeit kann die Anfechtung nach § 144 BGB ausschlief3en.

Riickwirkung und Riickabwicklung

Nach § 142 Abs. 1 BGB gilt das angefochtene Rechtsgeschéft als von Anfang an nichtig. Bereits erbrachte
Leistungen kdnnen deshalb insbesondere nach § 812 Abs. 1 Satz 1 Alt. 1 BGB zurtickzugewahren sein.
Eine Anfechtung des Kaufvertrags beseitigt wegen des Abstraktionsprinzips nicht automatisch die
Ubereignung.

Vertrauensschaden nach § 122 BGB

Bei § 118 sowie einer Anfechtung nach §§ 119, 120 BGB kann verschuldensunabhangig der Schaden aus
dem Vertrauen auf die Gultigkeit der Erklarung zu ersetzen sein. Er ist auf das Interesse an ihrer Gultigkeit
begrenzt. § 122 Abs. 2 BGB schliefl3t den Anspruch bei Kenntnis oder fahrlassiger Unkenntnis des
Nichtigkeits- oder Anfechtungsgrundes aus.
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Fall 07: Die fehlende Null

Anfechtung und Vertrauensschaden verbinden

Mia will Noah ihre gebrauchte Kamera flir 450 Euro verkaufen. Sie schreibt in einer persénlich an ihn
gerichteten Nachricht versehentlich: ,Ich verkaufe dir meine Kamera fir 45 Euro. Abholung morgen.“ Noah
nimmt das Angebot sofort an. Er kennt Mias Preisvorstellung nicht. Der Preis erscheint ihm im konkreten
Kontext plausibel.

Im Vertrauen auf den Vertrag bucht Noah ein nicht stornierbares Bahnticket fiir 20 Euro, um die Kamera
abzuholen. Unmittelbar danach bemerkt Mia den Tippfehler. Sie schreibt Noah sofort: ,Ich habe mich
vertippt. Gemeint waren 450 Euro. Wegen dieses Fehlers will ich an dem Verkauf fir 45 Euro nicht
festhalten.” Noah liest diese Nachricht umgehend.

Die Kamera hat einen objektiven Wert von 450 Euro. Sie wurde noch nicht Gbergeben. Unterstelle, dass
Noah den Fehler weder kannte noch fahrlassig verkannte und dass die Fahrt allein zur Abholung dienen
sollte. Nach Mias Nachricht tritt er die Fahrt nicht an; das Ticket bleibt wertlos.

Aufgaben

1. Kann Noah Ubergabe und Ubereignung der Kamera fiir 45 Euro aus § 433 Abs. 1 Satz 1 BGB
verlangen?

2. Kann Noah die 20 Euro fir das Ticket nach § 122 BGB verlangen?

3. Was wirde sich andern, wenn Mia bewusst 45 Euro geschrieben hatte, weil sie sich nur Uber den
spateren Wiederverkaufswert der Kamera geirrt hatte?

Rechenhilfe: Das Erfullungsinteresse beschreibt hier den wirtschaftlichen Vorteil, den Noah aus
einem wirksamen Kauf der 450 Euro wertvollen Kamera fiir 45 Euro gehabt hatte. Es begrenzt einen
Ersatzanspruch, wird aber nicht automatisch vollstandig ausgezahlt.

Deine Notizen
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Losung 07 und Lernkontrolle

Irrtumsanfechtung bedeutet nicht folgenlose Lésung

1. Anspruch auf die Kamera

Noah kénnte einen Anspruch aus § 433 Abs. 1 Satz 1 BGB haben. Angebot und Annahme beziehen sich
nach ihrem fir Noah erkennbaren Inhalt auf 45 Euro. Ein Kaufvertrag ist zunachst zustande gekommen.

Mia koénnte ihre Angebotserklarung wirksam angefochten haben. Sie wollte 450 Euro erklaren, schrieb aber
45 Euro. Darin liegt ein Erklarungsirrtum nach § 119 Abs. 1 Alt. 2 BGB. Bei Kenntnis des Fehlers und
verstandiger Wurdigung hatte sie die Erklarung so nicht abgegeben.

Ihre Nachricht lasst den Irrtum und den Willen erkennen, deshalb nicht am Geschaft festzuhalten. Sie ist
eine Anfechtungserklarung gegentiber Noah als richtigem Gegner, § 143 Abs. 1 und 2 BGB. Mia handelte
unmittelbar nach Entdeckung des Fehlers und damit unverziglich, § 121 Abs. 1 BGB. Ein Ausschluss ist
nicht ersichtlich. Nach § 142 Abs. 1 BGB ist der Kaufvertrag riickwirkend nichtig. Noah kann die Kamera
nicht verlangen.

2. Ticketkosten

Die 20 Euro sind ein durch das Vertrauen auf den Vertrag verursachter Schaden. § 122 Abs. 2 BGB greift
nach dem Sachverhalt nicht ein. Der Vertrauensschaden bleibt unter dem Erflllungsinteresse von 405
Euro. Noah kann daher 20 Euro nach § 122 Abs. 1 BGB verlangen.

3. BloRer Wertirrtum

Bei bewusst erklarten 45 Euro und einem blof3en Irrtum Uber den Wiederverkaufswert liegt grundsatzlich
ein unbeachtlicher Motivirrtum vor. Ohne weiteren Anfechtungsgrund bliebe Mia gebunden.

Macht ein Irrtum den Vertrag automatisch nichtig?

Nein. Bei §§ 119, 120 oder 123 BGB bedarf es grundsatzlich einer wirksamen Anfechtung.

Wird nach § 122 BGB immer der entgangene Vertragsgewinn ersetzt?

Nein. Ersetzt wird das negative Interesse; das positive Interesse bildet nur die Obergrenze.
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Einer handelt, ein anderer wird
verpflichtet

Die Grundstruktur des § 164 BGB

Sara mochte einen Schreibtisch kaufen. Weil sie arbeiten muss, schickt sie ihren Freund Tim zum
Verkaufer. Tim soll in ihrem Namen den Preis aushandeln und den Kauf abschlie3en. Wer wird
Vertragspartner?

Bei wirksamer Stellvertretung wirkt die Erklarung des Vertreters unmittelbar flir und gegen den
Vertretenen, § 164 Abs. 1 BGB. Im Beispiel schlieRen dann Sara und der Verkaufer den Kaufvertrag. Tim
wird nicht selbst Kaufer.

Vier Priufungspunkte

1. Stellvertretung muss zuldssig sein.

2. Der Vertreter muss eine eigene Willenserklarung abgeben.
3. Er muss im Namen des Vertretenen handeln.

4. Er muss innerhalb seiner Vertretungsmacht handeln.

Zulassigkeit

Bei rechtsgeschéftlichen Erklarungen ist Stellvertretung grundsatzlich mdglich. Ausnahmen bestehen bei
hdchstpersdnlichen Geschéaften, beispielsweise bei der Testamentserrichtung, § 2064 BGB. Bei Realakten
wie der tatséchlichen Ubergabe priifst du keine Willenserklarung nach § 164 BGB.

Vertreter oder Bote?

Der Vertreter gibt eine eigene Erklarung ab, der Bote Gbermittelt eine fremde. Mal3geblich ist das Auftreten
aus Sicht des Empfangers. Eigener Entscheidungsspielraum spricht fur Vertretung, ist aber nicht zwingend
erforderlich: Auch ein genau angewiesener Vertreter kann eine eigene Erklarung abgeben.

Fur die Losung: Stelle die Vertretungsfrage dort, wo die Erklarung der abwesenden Person bendtigt
wird: ,Sara konnte durch die Erklarung des Tim gemaf § 164 Abs. 1 BGB wirksam vertreten worden
sein.”

§ 164 Abs. 3 BGB erstreckt die Regeln auf Erklarungen, die gegeniber einem Vertreter abgegeben
werden, die sogenannte passive Stellvertretung.
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Im fremden Namen handeln

Der Vertragspartner muss erkennbar sein

Offenkundigkeitsprinzip

Der Empfanger muss erkennen kénnen, dass die Erklarung fir einen anderen abgegeben wird. Das kann
ausdrucklich geschehen, etwa durch ,Ich kaufe im Namen von Sara“, oder aus den Umstanden folgen, §
164 Abs. 1 Satz 2 BGB.

Ein bloRer innerer Wille, fir einen Freund zu handeln, genlgt nicht. Ist das Fremdhandeln nicht erkennbar,
wird grundsatzlich der Handelnde selbst Vertragspartner. § 164 Abs. 2 BGB verhindert in diesem Fall eine
Lésung allein mit der Begriindung, man habe kein eigenes Geschaft gewollt.

Unternehmensbezogenes Geschaft

Bei einem erkennbar unternehmensbezogenen Geschaft spricht die Auslegung regelmaRig daflr, dass der
Geschaftsinhaber Vertragspartner werden soll. Trotzdem muss die handelnde Person Vertretungsmacht
haben. Ein Firmenlogo allein erzeugt keine unbegrenzte Vollmacht.

Geschaft fur den, den es angeht

Bei bestimmten sofort abgewickelten Alltagsgeschaften kann die Identitat des Vertragspartners gleichgultig
sein. Dann wird eine Ausnahme vom Offenkundigkeitsprinzip anerkannt. Diese Ausnahme darf nicht ohne
Prifung auf Kreditgeschafte oder personlich gepragte Vertrage Ubertragen werden.

Handeln unter fremdem Namen

Verwendet jemand einen fremden Namen, ist zu unterscheiden: Ist dem Gegenlber die tatsachliche
Person gleichgultig, kann lediglich eine Namenstduschung mit einem Eigengeschaft vorliegen. Kommt es
auf die Identitat des Namenstragers an, sind die Stellvertretungsregeln grundsatzlich entsprechend
heranzuziehen.

Entscheidende Unterscheidung: Fur jemand anderen einkaufen, in dessen Interesse handeln und
ihn rechtlich vertreten sind nicht dasselbe.
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Vollmacht und Innenverhaltnis

Dirfen und rechtliches Kénnen auseinanderhalten

Vertretungsmacht kann sich aus dem Gesetz ergeben, etwa bei der Vertretung eines Kindes durch seine
Eltern, oder durch Rechtsgeschaft erteilt werden. Rechtsgeschaftlich erteilte Vertretungsmacht heif3t
Vollmacht.

Erteilung nach § 167 BGB

Eine Innenvollmacht wird gegenliber dem Vertreter erteilt. Eine AuRenvollmacht wird gegentiber dem
Dritten erklart, dem gegenuber vertreten werden soll. Beides sind empfangsbedtirftige Willenserklarungen;
eine Annahme ist nicht erforderlich.

Die Vollmacht ist grundsatzlich formfrei, § 167 Abs. 2 BGB. Ausnahmen kénnen sich aus besonderen
Vorschriften oder dem Schutzzweck einer Formvorschrift ergeben. Deshalb bedeutet die Regel nicht, dass
jede Vollmacht zu jedem formbediirftigen Geschaft stets mindlich wirksam erteilt werden kann.

Grundverhaltnis und Vollmacht

Ein Auftrag oder Arbeitsvertrag regelt, was der Vertreter im Verhaltnis zum Vertretenen tun darf und tun
soll. Die Vollmacht bestimmt, welche Rechtswirkungen er nach auf3en herbeiflihren kann.

,Du bist zum Einkauf bis 500 Euro bevollmachtigt* begrenzt die Vertretungsmacht. Eine nur interne
Anweisung ,Nutze deine weitergehende Vollmacht bitte héchstens bis 500 Euro® kann dagegen eine Pflicht
begrenzen, ohne die Vertretungsmacht entsprechend zu beschranken. Welche Gestaltung vorliegt, ergibt
die Auslegung.

Erloschen und Widerruf

Nach § 168 BGB richtet sich das Erléschen nach dem zugrunde liegenden Rechtsverhaltnis. Grundsatzlich
ist die Vollmacht auch bei dessen Fortbestand widerruflich, sofern sich daraus nichts anderes ergibt. Der
Widerruf wirkt fir die Zukunft.

Anfechtung ist gesondert: Auch eine Vollmachtserteilung kann Willensmangel aufweisen. Bei
bereits ausgetibter Vollmacht sind Anfechtungsgegner und Haftungsfolgen umstritten. Lose solche
Vertiefungsfalle nicht allein mit dem Hinweis auf den jederzeitigen Widerruf.
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Rechtsschein und Verkehrsschutz

Vertrauen braucht eine zurechenbare Grundlage

Gesetzliche Regeln: §§ 170 bis 173 BGB

Eine einem Dritten gegenuber erteilte Vollmacht bleibt diesem gegentber nach § 170 BGB grundsatzlich in
Kraft, bis ihm der Vollmachtgeber das Erléschen anzeigt. § 171 BGB betrifft eine besondere oder
offentliche Kundgabe der Bevollmachtigung.

§ 172 BGB knupft daran an, dass der Volimachtgeber dem Vertreter eine Vollmachtsurkunde ausgehandigt
hat und dieser sie dem Dritten vorlegt. Die Vertretungsmacht bleibt danach grundsatzlich bestehen, bis die
Urkunde zuriickgegeben oder fur kraftlos erklart wird.

Nach § 173 BGB greift der Schutz dieser Fortgeltungsregeln nicht, wenn der Dritte das Erléschen beim
Geschaft kennt oder kennen muss. Es reicht also nicht, nur einen dueren Anschein festzustellen.

Duldungs- und Anscheinsvollmacht

Bei der Duldungsvollmacht kennt der Vertretene das Auftreten des Handelnden als Vertreter und lasst es
geschehen, obwohl er einschreiten kénnte. Der Geschaftspartner muss dieses Verhalten als
Bevollmachtigung verstehen dirfen und darauf vertrauen.

Bei der Anscheinsvollmacht kennt der Vertretene das Auftreten nicht, hatte es aber bei pflichtgemalier
Sorgfalt erkennen und verhindern kdnnen. RegelmaRig braucht es ein Verhalten von gewisser Dauer und
Haufigkeit. Auch hier sind zurechenbarer Rechtsschein, Schutzwiirdigkeit und ursachliches Vertrauen
notig.

Die Rechtsprechung erkennt die Anscheinsvollmacht grundsatzlich als Grundlage einer vertraglichen
Bindung an. In der Literatur wird dies teilweise abgelehnt und auf eine mdogliche Vertrauenshaftung
verwiesen.

Prifungsreihenfolge: Zuerst eine tatsachlich erteilte, auch konkludente Vollmacht prifen.
Rechtsschein ist kein Ersatz fur die Auslegung der Erklarungen.
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Handeln ohne Vertretungsmacht

§§ 177 bis 180 BGB und personliche Haftung

Schwebende Unwirksamkeit

Schliefdt jemand einen Vertrag im Namen eines anderen ohne Vertretungsmacht, hangt dessen
Wirksamkeit fir und gegen den Vertretenen von dessen Genehmigung ab, § 177 Abs. 1 BGB. Nach einer
Verweigerung ist der Vertrag endgultig unwirksam.

Fordert der Vertragspartner den Vertretenen zur Erklarung auf, gilt die Zweiwochenregel des § 177 Abs. 2
BGB. Die Genehmigung kann dann nur gegentber dem Vertragspartner erklart werden; Schweigen gilt als
Verweigerung. Bis zur Genehmigung kann dieser nach § 178 BGB grundsatzlich widerrufen, sofern er den
Vollmachtsmangel nicht bei Vertragsschluss kannte.

Haftung des Vertreters nach § 179 BGB

Verweigert der Vertretene die Genehmigung, kann der Vertragspartner nach § 179 Abs. 1 BGB
grundsatzlich vom Vertreter nach seiner Wahl Erfiillung oder Schadensersatz verlangen.

Kannte der Vertreter den Vollmachtsmangel nicht, beschrankt § 179 Abs. 2 BGB seine Haftung auf den
Vertrauensschaden, begrenzt durch das Erfiillungsinteresse. Nach § 179 Abs. 3 BGB haftet er nicht, wenn
der Vertragspartner den Mangel kannte oder kennen musste. Ein beschrankt geschaftsfahiger Vertreter
haftet ebenfalls grundsatzlich nicht, sofern er nicht mit Zustimmung seines gesetzlichen Vertreters
handelte.

Einseitige Rechtsgeschifte

§ 180 Satz 1 BGB lasst Vertretung ohne Vertretungsmacht bei einseitigen Rechtsgeschaften grundsatzlich
nicht zu. Satz 2 und 3 enthalten Ausnahmen, insbesondere wenn der Empfanger die behauptete
Vertretungsmacht nicht beanstandet.

Besteht Vertretungsmacht tatsachlich, kann dennoch § 174 BGB relevant werden: Ein einseitiges
Rechtsgeschaft kann mangels vorgelegter Vollmachtsurkunde unverziiglich zurlickgewiesen werden,
soweit der Vollmachtgeber den Empfénger nicht von der Bevollmachtigung in Kenntnis gesetzt hat.
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Grenzen der Vertretung

Minderjahrige, Wissen und Interessenkonflikte

Beschrankt geschaftsfahiger Vertreter

Nach § 165 BGB beeintrachtigt die beschrankte Geschéaftsfahigkeit des Vertreters die Wirksamkeit seiner
Erklarung fir den Vertretenen nicht. Denn der Vertreter wird durch das Vertretergeschaft grundsatzlich
nicht selbst verpflichtet. Ein geschaftsunfahiger Vertreter kann dagegen keine wirksame eigene
Willenserklarung abgeben.

Irrtum und Wissen: § 166 BGB

Fir Willensmangel sowie Kenntnis oder Kennenmiissen bestimmter Umstande kommt es grundsatzlich auf
den Vertreter an, § 166 Abs. 1 BGB. Er bildet und erklart den rechtsgeschaftlichen Willen.

Hat ein Bevollmachtigter nach bestimmten Weisungen gehandelt, kann sich der Vollmachtgeber nach §
166 Abs. 2 BGB nicht ohne Weiteres auf die Unkenntnis des Vertreters berufen, wenn er selbst den
mafgeblichen Umstand kennt oder kennen muss.

Insichgeschaft: § 181 BGB

Ein Vertreter darf grundsatzlich nicht im Namen des Vertretenen mit sich selbst im eigenen Namen oder
zugleich als Vertreter eines Dritten ein Rechtsgeschaft vornehmen. Ausnahmen bestehen bei
entsprechender Gestattung oder wenn das Geschaft ausschlieB3lich der Erflllung einer Verbindlichkeit
dient.

Ein verbotswidriges Insichgeschaft ist grundsatzlich schwebend unwirksam und kann genehmigt werden.
Der Normzweck ist der Schutz vor Interessenkonflikten; spezielle Ausnahmen und Einschrankungen
bedirfen einer gesonderten Begriindung.

Missbrauch der Vertretungsmacht

Wer nur interne Weisungen verletzt, handelt nicht schon deshalb ohne Vertretungsmacht. Der Schutz des
Vertragspartners endet aber bei bewusstem Zusammenwirken zum Nachteil des Vertretenen, der
Kollusion, und kann auch bei evidentem Missbrauch entfallen. Blofe Unwirtschaftlichkeit des Geschéfts
genugt nicht.
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Fall 08: Der zu teure Schreibtisch

Vollmachtsumfang oder bloRe Weisung?

Sara erklart dem volljahrigen Tim: ,Du darfst in meinem Namen einen Schreibtisch flir hdchstens 200 Euro
kaufen. Deine Vollmacht ist auf diesen Betrag begrenzt.”

Beim Verkaufer V findet Tim ein Modell fir 260 Euro. Er erklart V, dass er den Schreibtisch im Namen von
Sara kaufe. V nimmt das Angebot an. V kennt die Preisgrenze nicht und muss sie auch nicht kennen. Eine
Vollmachtsurkunde oder ein von Sara verursachter Rechtsschein weitergehender Vollmacht liegt nicht vor.

Tim weil}, dass er die Preisgrenze Gberschreitet, hofft aber auf Saras spatere Zustimmung. Sara verweigert
V gegeniber ausdrticklich die Genehmigung.

Aufgaben

1. Kann V von Sara Zahlung von 260 Euro aus § 433 Abs. 2 BGB verlangen?

2. Welche Anspruche kommen fur V gegen Tim aus § 179 BGB in Betracht?

3. Wie andert sich die Lage, wenn Tim erst 16 Jahre alt ist und ohne Zustimmung seiner Eltern handelt?

4. Was gilt, wenn Sara Tim wirksam bis 300 Euro bevollmachtigt und ihn lediglich intern angewiesen hatte,
moglichst unter 200 Euro zu bleiben?

Bearbeitungshinweis

In der vierten Variante ist V gutglaubig. Eine Kollusion oder ein evidenter Missbrauch liegt nicht vor.
Untersuche nur die jeweils genannten Anspriiche und die Vertragswirksamkeit.

Arbeitsauftrag: Schreibe fir jede Variante einen eigenen Satz zum Umfang der Vertretungsmacht. So
verhinderst du, dass du eine interne Pflichtverletzung mit einer fehlenden Vollmacht gleichsetzt.

Deine Notizen
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Losung 08 und Lernkontrolle

Die Preisgrenze bestimmt die Rechtsfolge

1. Anspruch gegen Sara

V kénnte gegen Sara einen Anspruch aus § 433 Abs. 2 BGB haben. Tim gab eine eigene Erklarung in
Saras Namen ab. Seine Vollmacht war jedoch ausdriicklich auf einen Kaufpreis von héchstens 200 Euro
begrenzt. Der Abschluss fiir 260 Euro lag auf3erhalb dieser Vertretungsmacht.

Der Vertrag war daher nach § 177 Abs. 1 BGB schwebend unwirksam. Sara hat die Genehmigung
verweigert. Ein wirksamer Kaufvertrag mit Sara besteht nicht; V kann von ihr keine Zahlung verlangen.

2. Haftung des volljahrigen Tim

Tim handelte als Vertreter ohne Vertretungsmacht. Sara verweigerte die Genehmigung. V kann nach § 179
Abs. 1 BGB grundsatzlich nach seiner Wahl Erflllung oder Schadensersatz verlangen.

Tim kannte die Uberschreitung, weshalb § 179 Abs. 2 BGB seine Haftung nicht beschrankt. V kannte den
Vollmachtsmangel nicht und musste ihn nicht kennen; § 179 Abs. 3 Satz 1 BGB schlief3t die Haftung nicht
aus. Erfullung bedeutet hier keine Zahlung ohne Gegenleistung: Der vereinbarte Leistungsaustausch ist zu
berucksichtigen.

3. Minderjahriger Tim

§ 165 BGB lieRRe eine Vertretung durch den 16-jahrigen Tim grundsatzlich zu, ersetzt aber keine fehlende
Vollmacht. Seine persoénliche Haftung ist ohne Zustimmung der Eltern nach § 179 Abs. 3 Satz 2 BGB
ausgeschlossen.

4. Nur interne Preisvorgabe

Bei einer Vollmacht bis 300 Euro ist der Kauf flir 260 Euro von der Vertretungsmacht gedeckt. Sara wird
wirksam verpflichtet. Tims Verstofl3 gegen die interne Vorgabe ist davon zu trennen.

Macht ein Auftrag automatisch jede Vertretung wirksam?

Nein. Innenverhaltnis und Vertretungsmacht sind getrennt zu bestimmen.

Kann § 165 BGB eine iiberschrittene Vollmacht heilen?

Nein. Die Norm betrifft die Geschaftsfahigkeit des Vertreters, nicht den Umfang seiner Vertretungsmacht.
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MODUL 09 / FORM UND WEITERE WIRKSAMKEITSHINDERNISSE

Wann reicht das gesprochene Wort?

Formfreiheit als Ausgangspunkt

Rechtsgeschafte sind grundsatzlich formfrei. Ein gewdhnlicher Kaufvertrag tber ein gebrauchtes Fahrrad
kann daher auch mundlich oder durch schlissiges Verhalten geschlossen werden. Eine Unterschrift ist
kein allgemeines Merkmal eines Vertrags.

Gesetzliche und vereinbarte Form

Eine gesetzliche Formvorschrift kann bestimmte Erklarungen oder Vertrage an besondere Anforderungen
binden. Bei einem Verstol} ist das Geschaft nach § 125 Satz 1 BGB grundsatzlich nichtig.

Die Parteien kénnen selbst eine Form vereinbaren. Ein Verstol flihrt nach § 125 Satz 2 BGB im Zweifel
ebenfalls zur Nichtigkeit. Vorher ist aber durch Auslegung zu klaren, ob die Form
Wirksamkeitsvoraussetzung oder nur Beweismittel sein sollte. § 127 BGB enthalt Regeln zur vereinbarten
Form und teilweise Erleichterungen.

Schriftform und elektronische Form

Die gesetzliche Schriftform nach § 126 BGB verlangt grundsatzlich eine eigenhandige Namensunterschrift
auf der Urkunde. Eine gewohnliche E-Mail oder ein eingescannter Namenszug gentigt hierfir grundsatzlich
nicht.

Soweit das Gesetz nichts anderes bestimmt, kann die elektronische Form die Schriftform ersetzen, § 126
Abs. 3 BGB. Dafiir verlangt § 126a BGB insbesondere eine qualifizierte elektronische Signatur. Das blof3e
Eintippen eines Namens reicht nicht.

Textform

§ 126b BGB verlangt eine lesbare Erklarung, in der der Erklarende genannt ist, auf einem dauerhaften
Datentrager. Eine eigenhandige Unterschrift ist nicht erforderlich. Eine speicherbare E-Mail kann diese
Anforderungen erfillen.

Priifung: Welche Erklarung braucht welche Form? Wurde sie eingehalten? Welche Rechtsfolge
ordnet das Gesetz an? Gibt es eine spezielle Heilungsvorschrift?

55/76


https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__125.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__125.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__127.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__126.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__126.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__126a.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__126b.html

4 gewinnt | JURA BGB AT

MODUL 09 / FORM UND WEITERE WIRKSAMKEITSHINDERNISSE

Beurkundung, Beglaubigung und Heilung

Die Anforderungen hangen vom Geschaft ab

Notarielle Beurkundung

Bei der notariellen Beurkundung wird der Inhalt des Rechtsgeschafts in einem gesetzlich geregelten
Verfahren beurkundet. § 128 BGB enthalt eine Regel fir die getrennte Beurkundung von Angebot und
Annahme.

Ein Vertrag, der zur Ubertragung oder zum Erwerb von Grundstiickseigentum verpflichtet, bedarf nach §
311b Abs. 1 Satz 1 BGB der notariellen Beurkundung. Das betrifft das Verpflichtungsgeschaft; die
Eigentumsubertragung folgt eigenen Regeln.

Offentliche Beglaubigung

Die offentliche Beglaubigung nach § 129 BGB betrifft insbesondere die Echtheit einer Unterschrift oder die
dort vorgesehenen elektronischen Formen. Sie ist von der Beurkundung des gesamten Erklarungsinhalts
zu unterscheiden. Eine bloRRe Beglaubigung ersetzt eine vorgeschriebene notarielle Beurkundung
grundsatzlich nicht.

Heilung nur mit gesetzlicher Grundlage

Ein Formmangel wird nicht generell dadurch geheilt, dass die Parteien sich einig sind oder lange am
Vertrag festhalten. Es muss eine einschlagige Heilungsregel greifen.

Beim Grundstuickskauf wird der Formmangel nach § 311b Abs. 1 Satz 2 BGB durch Auflassung und
Eintragung geheilt. Die blol’e Kaufpreiszahlung genlgt nicht.

Ein Schenkungsversprechen bedarf nach § 518 Abs. 1 BGB grundsatzlich der notariellen Beurkundung.
Der Formmangel wird nach § 518 Abs. 2 BGB durch Bewirkung der versprochenen Leistung geheilt.
Deshalb kann eine tatsachlich vollzogene Handschenkung wirksam sein, obwohl zuvor kein Notartermin
stattfand.

Nicht vermischen: Die Nichtigkeit des Verpflichtungsgeschafts bedeutet wegen des
Abstraktionsprinzips nicht automatisch die Nichtigkeit eines bereits vorgenommenen
Verflgungsgeschafts.
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MODUL 09 / FORM UND WEITERE WIRKSAMKEITSHINDERNISSE

GesetzesverstoB und Sittenwidrigkeit

Nicht jedes verbotene Verhalten vernichtet den Vertrag

Gesetzliches Verbot: § 134 BGB

Ein gegen ein gesetzliches Verbot verstoliendes Rechtsgeschaft ist nach § 134 BGB nichtig, wenn sich
aus dem Gesetz nichts anderes ergibt. Erforderlich ist eine Verbotsnorm, deren Zweck die
rechtsgeschaftliche Wirksamkeit betrifft.

Prife daher nicht nur, ob jemand gegen eine Vorschrift verstoRen hat, sondern auch, welche zivilrechtliche
Folge deren Zweck verlangt. Eine Vorschrift kann das Verhalten sanktionieren, ohne jeden damit
verbundenen Vertrag nichtig zu machen. Eine allein gegen eine Vertragsseite gerichtete Regel flhrt nicht
automatisch zur Unwirksamkeit.

Sittenwidrigkeit: § 138 Abs. 1 BGB

Ein Rechtsgeschaft ist nichtig, wenn es gegen die guten Sitten versto3t. MaRgeblich ist eine rechtliche
Gesamtwertung von Inhalt, Zweck und Umstanden des Geschafts. Personliches Missfallen ersetzt diese
Prufung nicht.

Die klassische Formel vom Anstandsgefiihl aller billig und gerecht Denkenden beschreibt den
Ausgangspunkt, muss aber anhand anerkannter rechtlicher Wertungen und konkreter Fallgruppen
ausgeflllt werden. Ein unglinstiges Geschéft ist nicht allein deshalb sittenwidrig.

Wucher: § 138 Abs. 2 BGB

Erforderlich sind ein auffalliges Missverhaltnis von Leistung und Gegenleistung sowie die Ausbeutung einer
gesetzlich genannten Schwachesituation, etwa einer Zwangslage oder Unerfahrenheit. Beide Seiten des
Tatbestands sind zu priifen.

Daneben kénnen wucherahnliche Geschafte unter § 138 Abs. 1 BGB fallen. Ein besonders auffalliges
Missverhaltnis kann dabei fiir die subjektive Bewertung Bedeutung haben. Eine fiir alle Vertragsarten
geltende feste Prozentgrenze lasst sich daraus nicht ableiten.

Klausurregel: Benenne bei § 134 die konkrete Verbotsnorm und bei § 138 die konkreten Umstande.
Die Normnummer allein ist keine Begriindung.
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MODUL 09 / FORM UND WEITERE WIRKSAMKEITSHINDERNISSE

Teilnichtigkeit, Umdeutung, Bestatigung

Was bleibt von einem fehlerhaften Geschaft?

Teilnichtigkeit: § 139 BGB

Ist ein Teil eines einheitlichen Rechtsgeschéfts nichtig, erfasst die Nichtigkeit grundsatzlich das ganze
Geschaft, sofern nicht anzunehmen ist, dass es auch ohne den nichtigen Teil vorgenommen worden ware.

Entscheidend sind die Einheitlichkeit des Geschafts und der hypothetische Parteiwille. Eine sogenannte
salvatorische Klausel kann fiir dessen Ermittlung bedeutsam sein, rettet aber nicht automatisch jeden
Vertrag.

Fir Allgemeine Geschaftsbedingungen enthalt § 306 BGB eine spezielle Regel: Dort bleibt der Vertrag
grundsaétzlich im Ubrigen bestehen. Diese Sonderregel gehort in den AGB-Exkurs in Modul 12.

Umdeutung: § 140 BGB

Ein nichtiges Rechtsgeschéft kann unter den Voraussetzungen des § 140 BGB als anderes
Rechtsgeschaft gelten. Dafir muss es dessen Voraussetzungen erflllen, und es muss anzunehmen sein,
dass dessen Geltung bei Kenntnis der Nichtigkeit gewollt gewesen ware.

Du darfst fehlende Erklarungen oder Formen nicht frei erfinden. Das Ersatzgeschaft muss rechtlich
zuldssig sein und zum mutmallichen Parteiwillen passen.

Bestatigung: §§ 141 und 144 BGB

Die Bestatigung eines nichtigen Rechtsgeschafts wird nach § 141 Abs. 1 BGB als erneute Vornahme
beurteilt. Deshalb miissen die erforderlichen Voraussetzungen einschlieRlich einer notwendigen Form
erneut erfilllt sein. Es handelt sich nicht um eine allgemeine rickwirkende Heilung.

Die Bestatigung eines anfechtbaren Geschafts nach § 144 BGB hat eine andere Funktion: Sie schliel3t die
Anfechtung aus. Der Unterschied lautet damit ,nichtiges Geschéaft erneut vornehmen® oder ,auf die Lésung
von einem anfechtbaren Geschéaft verzichten®.
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MODUL 09 / FORM UND WEITERE WIRKSAMKEITSHINDERNISSE

Fall 09: Das versprochene Geschenk

Formmangel und Vollzug auseinanderhalten

Die volljahrige Paula erklart inrer ebenfalls volljahrigen Nichte Emma ernsthaft beim Abendessen: ,Ich
schenke dir 500 Euro fur dein Studium und Uberweise sie dir ndchste Woche.“ Emma nimmt das
Versprechen an. Eine notarielle Beurkundung findet nicht statt.

Eine Woche spater hat Paula noch nicht gezahlt. Emma verlangt die 500 Euro.

Aufgaben
1. Hat Emma zunachst einen Anspruch auf Zahlung aus dem Schenkungsvertrag?

2. Was gilt, wenn Paula anschlief3end freiwillig die gesamten 500 Euro Uiberweist und Emma den Betrag
endgultig erhalt?

3. Kann Paula das Geld allein mit der Begrtindung zurtickfordern, ihr mindliches Versprechen sei
formunwirksam gewesen?

Losung

Ein Schenkungsvertrag setzt eine Einigung Uber eine unentgeltliche Zuwendung voraus, § 516 Abs. 1
BGB. Paula und Emma haben sich dariber geeinigt, dass Emma 500 Euro ohne Gegenleistung erhalten
soll.

Das Schenkungsversprechen der Paula bedarf jedoch nach § 518 Abs. 1 Satz 1 BGB der notariellen
Beurkundung. Sie fehlt. Der Vertrag ist deshalb zun&chst nach § 125 Satz 1 BGB nichtig. Emma kann die
Zahlung noch nicht verlangen.

Erhalt Emma spater die versprochenen 500 Euro aufgrund Paulas freiwilliger Leistung vollstandig, ist die
Leistung bewirkt. Der Formmangel wird nach § 518 Abs. 2 BGB geheilt. Die Schenkung bildet dann einen
Rechtsgrund fir das Behaltendurfen. Allein der urspriingliche Formmangel tragt deshalb keinen
Ruckzahlungsanspruch aus § 812 Abs. 1 Satz 1 Alt. 1 BGB.

Genligt ein Zahlungsversprechen zur Heilung nach § 518 Abs. 2 BGB?

Nein. Die versprochene Leistung muss tatsachlich bewirkt werden.

Ist § 141 BGB dasselbe wie § 144 BGB?

Nein. § 141 betrifft die erneute Vornahme eines nichtigen Geschéfts, § 144 den Ausschluss der
Anfechtung durch Bestatigung.
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MODUL 10 / BEDINGUNG, BEFRISTUNG UND ZUSTIMMUNG

Wirksamkeit vom Ereignis abhangig
machen

Bedingung und Befristung unterscheiden

Eine Bedingung ist eine rechtsgeschaftliche Bestimmung, durch die eine Rechtswirkung vom Eintritt eines
zukunftigen ungewissen Ereignisses abhangt. Bei einer Befristung steht dagegen fest, dass der
mafgebliche Zeitpunkt eintreten wird; wann genau das geschieht, muss nicht immer bekannt sein.

Aufschiebende Bedingung: § 158 Abs. 1 BGB

Die bedingte Wirkung tritt erst mit dem Bedingungseintritt ein. Beispiel: Die Parteien vereinbaren, dass das
Eigentum an einem bereits tibergebenen Fahrrad erst nach vollstandiger Kaufpreiszahlung Gbergehen soll.
Der Eigentumserwerb steht dann unter einer aufschiebenden Bedingung.

Der Kaufvertrag selbst kann dabei bereits uneingeschrankt wirksam sein. Beim Eigentumsvorbehalt betrifft
die Bedingung typischerweise die Ubereignung, nicht das Entstehen samtlicher Vertragspflichten.

Auflésende Bedingung: § 158 Abs. 2 BGB

Die Wirkung besteht zunachst und endet mit dem Eintritt der Bedingung. Dann tritt insoweit der friihere
Rechtszustand wieder ein. Eine auflésende Bedingung ist nicht mit einem Rucktritt gleichzusetzen; dessen
Wirkungen folgen eigenen Regeln.

Befristung: § 163 BGB

Ein Anfangs- oder Endtermin knlpft die Rechtswirkung an einen bestimmten Zeitpunkt. § 163 BGB
verweist dafur auf ausgewahlte Regeln der aufschiebenden oder auflésenden Bedingung.

Unterscheide von der Filligkeit: ,Du zahlst am 1. Dezember” kann nur den Zeitpunkt bestimmen, ab
dem die bereits bestehende Forderung verlangt werden darf. Daraus folgt nicht automatisch, dass der
ganze Vertrag erst am 1. Dezember wirksam wird.

Ob eine Erklarung bedingungsfeindlich ist, richtet sich nach der Art des Rechtsgeschafts und besonderen
gesetzlichen Regeln. Gerade einseitige Gestaltungsrechte lassen sich nicht beliebig mit Unsicherheiten fiir
den Empfanger belasten.
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MODUL 10 / BEDINGUNG, BEFRISTUNG UND ZUSTIMMUNG

Die Schwebezeit und ihre Grenzen

Eine Bedingung ist kein rechtsfreier Raum

Schutz wahrend der Schwebezeit

Solange eine aufschiebende Bedingung noch nicht eingetreten ist, besteht die bedingte Rechtswirkung
noch nicht endgultig. Dennoch kann die Rechtsposition des Begtinstigten bereits geschutzt sein.

§ 160 BGB gewahrt unter seinen Voraussetzungen bei verschuldeter Vereitelung oder Beeintrachtigung
wahrend der Schwebezeit Schadensersatz. § 161 BGB schitzt bedingte Verfligungen vor bestimmten
beeintrachtigenden Zwischenverfligungen. Dabei sind nach § 161 Abs. 3 BGB auch Regeln zugunsten
gutglaubiger Erwerber zu beachten.

Ein typischer Anwendungsbereich liegt beim Eigentumsvorbehalt. Die dinglichen Einzelheiten und das
Anwartschaftsrecht werden im Sachenrecht vertieft. Fliir BGB AT ist zunachst wichtig, die bedingte
Verfligung vom bereits wirksamen Kaufvertrag zu trennen.

Treuwidrige Einflussnahme: § 162 BGB

Verhindert die Partei, der der Bedingungseintritt schaden wiirde, diesen wider Treu und Glauben, gilt die
Bedingung nach § 162 Abs. 1 BGB als eingetreten.

Fuhrt umgekehrt die Partei, der der Eintritt nitzt, ihn wider Treu und Glauben herbei, gilt er nach § 162
Abs. 2 BGB als nicht erfolgt. Nicht jede Einflussnahme ist treuwidrig. Es kommt auf den vereinbarten
Zweck und die konkrete Risikoverteilung an.

Prifung

1. Welche konkrete Rechtswirkung wurde an das Ereignis geknUpft?

2. Liegt eine Bedingung, Befristung oder nur eine Falligkeitsabrede vor?
3. Ist die Gestaltung zulassig?

4. Ist das mal3gebliche Ereignis eingetreten?

5. Greifen Schutzregeln fir die Schwebezeit oder § 162 BGB?

61/76


https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__160.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__161.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__161.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__162.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__162.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__162.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__162.html

4 gewinnt | JURA BGB AT

MODUL 10 / BEDINGUNG, BEFRISTUNG UND ZUSTIMMUNG

Einwilligung und Genehmigung

Zustimmung ist der Oberbegriff

Einwilligung bezeichnet die vorherige Zustimmung zu einem Rechtsgeschéaft. Genehmigung bezeichnet
die nachtragliche Zustimmung. ,Zustimmung*® ist der Oberbegriff fir beide.

Erklarung und Form

Nach § 182 Abs. 1 BGB kann die Zustimmung grundsatzlich gegentber jedem der beiden Teile erklart
werden. Sie bedarf nach § 182 Abs. 2 BGB grundsatzlich nicht der fiir das Hauptgeschaft
vorgeschriebenen Form. Spezielle Regeln gehen vor, etwa die besonderen Anforderungen nach einer
Aufforderung gemaR § 108 Abs. 2 oder § 177 Abs. 2 BGB.

Die Einwilligung ist nach § 183 BGB grundsatzlich bis zur Vornahme des Rechtsgeschafts widerruflich,
soweit sich aus dem zugrunde liegenden Rechtsverhaltnis nichts anderes ergibt. Die Genehmigung wirkt
nach § 184 Abs. 1 BGB grundsatzlich auf den Zeitpunkt der Vornahme zuriick. § 184 Abs. 2 BGB schitzt
bestimmte Zwischenverfligungen.

Verfligung eines Nichtberechtigten: § 185 BGB

Wer im eigenen Namen Uber ein fremdes Recht verfugt, ist grundsatzlich nicht berechtigt. § 185 Abs. 1
BGB ermoglicht eine wirksame Verfugung mit vorheriger Einwilligung des Berechtigten. § 185 Abs. 2 BGB
erfasst insbesondere die nachtragliche Genehmigung.

Hier handelt die Person im eigenen Namen. Das unterscheidet den Fall von der Stellvertretung nach § 164

BGB, bei der sie erkennbar im fremden Namen handelt.

Verpflichtung bleibt getrennt: Der Kaufvertrag tiber eine fremde Sache ist nicht allein wegen des
fehlenden Eigentums unwirksam. Er begriindet zunachst die Pflicht zur Eigentumsverschaffung. Ob
diese durch eine wirksame Verfigung erflllt wird, ist eine zweite Frage.

§ 185 BGB ersetzt auRerdem nicht die Ubrigen Voraussetzungen des Verfligungsgeschafts. Bei der
Ubereignung einer beweglichen Sache bleiben insbesondere die Anforderungen des § 929 BGB zu priifen.
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MODUL 10 / BEDINGUNG, BEFRISTUNG UND ZUSTIMMUNG

Fall 10 mit Losung: Die geliehene Kamera

Verkauf einer fremden Sache im eigenen Namen

Jonas hat sich von Kim eine Kamera geliehen. Ohne Kims Erlaubnis verkauft er sie im eigenen Namen an
Alex fiir 300 Euro. Jonas und Alex einigen sich aul3erdem Uber den sofortigen Eigentumsibergang; Jonas
Ubergibt Alex die Kamera.

Alex weil3, dass Kim Eigentimerin ist und Jonas keine Verfugungsbefugnis hat. Gutgldubiger Erwerb
scheidet deshalb aus. Spater erklart Kim gegenliber Alex ausdriicklich, dass sie die bereits erfolgte
Ubereignung genehmigt.

Aufgaben

1. Ist der Kaufvertrag zwischen Jonas und Alex allein wegen Kims Eigentum unwirksam?

2. Wann erwirbt Alex Eigentum, und welche Rolle spielt Kims Erklarung?

3. Variante: Kim hatte Jonas schon vorher ausdrtcklich erlaubt, die Kamera im eigenen Namen zu

Ubereignen. Welche Norm ist dann einschlagig?

Losung

Der Kaufvertrag verpflichtet Jonas zur Ubergabe und Ubereignung, § 433 Abs. 1 Satz 1 BGB. Dass die
Kamera Kim gehort, hindert den Vertragsschluss nicht. Kaufvertrag und Eigentumsuibertragung sind
getrennt zu beurteilen.

Fir die Ubereignung nach § 929 Satz 1 BGB liegen Einigung und Ubergabe vor. Jonas fehlt zunachst die
Berechtigung. Alex wird daher zunachst nicht Eigentimer.

Kim genehmigt die Verfigung anschlieRend als Berechtigte. Dadurch wird sie nach § 185 Abs. 2 Satz 1
BGB wirksam. Die Genehmigung wirkt grundsatzlich gemaR § 184 Abs. 1 BGB zurlck. Alex wird damit
rickwirkend auf den Zeitpunkt der Ubereignung Eigentiimer. Die Erklarung ist keine Vollmacht fiir einen
kiinftigen Vertragsabschluss.

In der Variante ist die Verflgung bereits aufgrund der vorherigen Einwilligung nach § 185 Abs. 1 BGB

wirksam.

Was unterscheidet § 185 von § 164 BGB?

§ 185 betrifft eine Verfligung im eigenen Namen mit Zustimmung des Berechtigten. Bei § 164 handelt der
Vertreter im Namen des Vertretenen.
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Fristen berechnen

Anfang, Dauer und Ende getrennt bestimmen

Fristen entscheiden darlber, ob eine Erklarung rechtzeitig ist oder ein Recht noch ausgeibt werden kann.
Die §§ 186 ff. BGB gelten grundsatzlich fir gesetzliche, gerichtliche und rechtsgeschaftlich bestimmte
Fristen, soweit keine speziellere Regel eingreift.

Ereignisfrist: § 187 Abs. 1 BGB

Hangt der Beginn von einem Ereignis oder einem in den Tag fallenden Zeitpunkt ab, wird dieser Tag nicht
mitgerechnet. Geht eine Aufforderung am 1. September 2026 zu und lauft ab ihrem Empfang eine
Zweiwochenfrist, beginnt die Berechnung mit dem 2. September.

Nach § 188 Abs. 2 BGB endet eine solche Wochenfrist mit Ablauf desjenigen Tages der letzten Woche,
dessen Benennung dem Ereignistag entspricht. Im Beispiel endet sie am Dienstag, dem 15. September
2026, um 24 Uhr.

Beginnfrist: § 187 Abs. 2 BGB

Ist der Beginn eines Tages mal3geblich, wird dieser Tag mitgerechnet. Fir die Berechnung des
Lebensalters gilt die besondere Regel des § 187 Abs. 2 Satz 2 BGB. Bei Wochen-, Monats- und
Jahresfristen bestimmt § 188 Abs. 2 BGB dann ein entsprechend friiheres Ende.

Fehlender Kalendertag und Wochenende

Fehlt bei einer Monatsfrist im letzten Monat der entsprechende Tag, endet die Frist mit Ablauf des letzten
Tages dieses Monats, § 188 Abs. 3 BGB.

Fallt der malgebliche letzte Tag fir eine Willenserklarung oder Leistung auf einen Sonnabend, Sonntag
oder am mafgeblichen Ort anerkannten Feiertag, kann § 193 BGB den nachsten Werktag bestimmen. Die
Vorschrift gilt nicht pauschal fir jede zeitliche Regel; insbesondere bei Kiindigungsfristen bestehen
Besonderheiten.

Zeitstrahl statt Gefiihl: Notiere Ereignis, Beginn, regulares Ende und eine mogliche Verschiebung.
Die tatsachliche Uhrzeit des Zugangs bleibt zusatzlich ein eigenes Problem.
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Wann verjahrt ein Anspruch?

RegelmaRige Frist und Sonderregeln

Anspriche unterliegen grundsatzlich der Verjahrung, § 194 Abs. 1 BGB. Die regelmaRige Verjahrungsfrist
betragt nach § 195 BGB drei Jahre. Es gibt jedoch zahlreiche Sonderfristen, beispielsweise im Mangelrecht
sowie in §§ 196, 197 BGB.

RegelmaRiger Beginn nach § 199 Abs. 1 BGB

Die regelmaRige Frist beginnt grundsatzlich mit dem Schluss des Jahres, in dem zwei Voraussetzungen
vorliegen:

1. Der Anspruch ist entstanden.

2. Der Glaubiger kennt die anspruchsbegriindenden Umstande und die Person des Schuldners oder
musste sie ohne grobe Fahrlassigkeit kennen.

Fir das Entstehen ist grundsatzlich mafigeblich, dass der Anspruch geltend gemacht werden kann,
regelmafig also seine Falligkeit. Die Kenntnis der richtigen juristischen Bewertung ist grundsatzlich nicht
erforderlich.

Beispiel

Eine am 4. Mai 2023 entstandene und sofort fallige Kaufpreisforderung ist dem Verkaufer von Anfang an
bekannt. Ohne Sonderregeln, Hemmung oder Neubeginn beginnt die regelmalige Verjahrung mit Ablauf
des 31. Dezember 2023 und endet mit Ablauf des 31. Dezember 2026.

Kenntnisunabhangige Grenzen

§ 199 Abs. 2 bis 4 BGB enthalt unterschiedliche Hochstfristen. Es gibt deshalb keine einzige fiir sdmtliche
Anspriche gleichermalien geltende Zehnjahresgrenze. Auch der Fristbeginn kann bei Sonderverjahrungen
vom Jahresende abweichen.

Nicht verwechseln: Eine Verjahrungsfrist ist keine allgemeine Ausschlussfrist. Verjahrung beseitigt
den Anspruch grundsatzlich nicht; sie begriindet ein Leistungsverweigerungsrecht. Bei einer
Ausschlussfrist kann dagegen das Recht selbst verloren gehen.
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Hemmung, Neubeginn und Wirkung

Eine Mahnung allein halt die Uhr nicht an

Hemmung

Wahrend einer Hemmung wird die entsprechende Zeit nicht in die Verjahrungsfrist eingerechnet, § 209
BGB. Die bereits vorher verstrichene Zeit bleibt grundsatzlich erhalten.

§ 203 BGB betrifft Verhandlungen iber den Anspruch oder seine tatsachlichen Grundlagen. Die Hemmung
dauert bis zur Verweigerung weiterer Verhandlungen; Verjahrung tritt friihestens drei Monate nach ihrem
Ende ein. Eine einseitige Zahlungsaufforderung ist noch keine Verhandlung.

§ 204 BGB regelt die Hemmung durch bestimmte MaRnahmen der Rechtsverfolgung, etwa Klageerhebung
oder Zustellung eines Mahnbescheids. Eine gewdhnliche Mahnung per Brief oder E-Mail gentigt dafur
nicht. Bei Zustellungen kénnen zuséatzliche prozessrechtliche Regeln bedeutsam sein.

Neubeginn

Nach § 212 BGB kann die Verjahrung neu beginnen, beispielsweise wenn der Schuldner den Anspruch
durch Abschlagszahlung, Zinszahlung, Sicherheitsleistung oder in anderer Weise anerkennt. Anders als
bei der Hemmung beginnt die maRgebliche Frist erneut.

Einrede nach § 214 BGB

Nach Eintritt der Verjahrung darf der Schuldner die Leistung verweigern, § 214 Abs. 1 BGB. Beruft er sich
auf Verjahrung, steht dem Anspruch eine dauerhafte Einrede entgegen.

Leistet er trotzdem, kann er das Geleistete nicht allein wegen der Verjahrung zurtickfordern, auch wenn er
die Verjahrung nicht kannte, § 214 Abs. 2 BGB. § 215 BGB Iasst unter seinen Voraussetzungen trotz
Verjahrung eine Aufrechnung oder ein Zuriickbehaltungsrecht zu.

Prifungsort: Verjahrung gehort regelmaRig zur Durchsetzbarkeit. Schreibe nicht ,Der Kaufvertrag ist
verjahrt* oder ,Die Forderung existiert nicht mehr*.
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Einwendungen, Einreden und Grenzen

Rechte bestehen nicht ohne rechtliche Schranken

Einwendungen und Einreden

Rechtshindernde Einwendungen verhindern das Entstehen eines Anspruchs, etwa eine Nichtigkeit nach §
105 oder § 125 BGB. Rechtsvernichtende Einwendungen lassen einen entstandenen Anspruch entfallen,
beispielsweise Erfiillung nach § 362 BGB.

Einreden lassen den Anspruch grundsatzlich bestehen, ermdglichen aber die Verweigerung der Leistung.
Die Einrede der Verjahrung nach § 214 BGB wirkt dauerhaft. Die Einrede des nicht erflllten Vertrags nach
§ 320 BGB wirkt grundsatzlich nur bis zur Bewirkung oder zum ordnungsgemaflen Angebot der
Gegenleistung.

Im Zivilprozess sind Einwendungen bei vorgetragenen Tatsachen grundsatzlich zu bertcksichtigen,
wahrend sich der Berechtigte auf eine Einrede berufen muss. Das bedeutet nicht, dass das Gericht alle
Tatsachen von Amts wegen ermittelt.

Treu und Glauben

§ 242 BGB verlangt eine Ausiibung von Rechten und Pflichten nach Treu und Glauben unter
Berucksichtigung der Verkehrssitte. Anerkannte Fallgruppen sind widersprichliches Verhalten und die
Verwirkung.

Verwirkung setzt neben einem Zeitmoment besondere Umstande voraus, aufgrund deren die andere Seite
auf die Nichtaustbung vertrauen durfte und sich darauf eingerichtet hat. BloRer Zeitablauf genutgt nicht. §
242 BGB ist auch keine freie Ermachtigung, ein als unbillig empfundenes Gesetz zu tUbergehen.

Selbstschutz und Selbsthilfe

§ 226 BGB verbietet eine Rechtsausliibung, die nur den Zweck haben kann, einem anderen Schaden
zuzufiigen. §§ 227, 228 BGB regeln Notwehr und defensiven Notstand; § 904 BGB betrifft den Eingriff in
eine unbeteiligte fremde Sache bei Notstand.

Die Selbsthilfe nach §§ 229, 230 BGB ist eng begrenzt: Staatliche Hilfe darf nicht rechtzeitig erreichbar
sein, und ohne sofortiges Eingreifen misste die Anspruchsverwirklichung gefahrdet sein. Eine offene
Rechnung erlaubt keine beliebige eigenmachtige Wegnahme fremder Sachen.
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Fall 11 mit Losung: Die alte Rechnung

Die Forderung bleibt, die Durchsetzbarkeit andert sich

V verkauft K am 4. Mai 2023 einen gebrauchten Burostuhl fiir 90 Euro und tbergibt und Ubereignet ihn
sofort. Der Kaufpreis ist noch am selben Tag fallig. V kennt alle maRgeblichen Umstande und Ks Identitat.

K zahlt nicht. V unternimmt bis Januar 2027 nichts; insbesondere gibt es keine Verhandlungen,
Anerkenntnisse oder Mallnahmen der Rechtsverfolgung. Am 5. Januar 2027 verlangt V Zahlung. K beruft
sich ausdrticklich auf Verjahrung.

Aufgaben
1. Kann V den Kaufpreis noch gegen Ks Willen durchsetzen?
2. Was gilt, wenn K stattdessen freiwillig zahlt und erst spater von der Verjahrung erfahrt?

3. Fristibung: Eine Erklarung muss innerhalb eines Monats nach einem Ereignis am 31. Januar 2026
abgegeben werden. Berechne das Ende unter Anwendung des § 193 BGB. Am maRgeblichen Ort
besteht kein zusatzlicher Feiertag.

Losung

Der Anspruch aus § 433 Abs. 2 BGB ist am 4. Mai 2023 entstanden und fallig geworden. Er wurde nicht
durch Zahlung erflllt. Die regelmaRige Verjahrungsfrist betragt drei Jahre, § 195 BGB. Entstehung und
Kenntnis liegen 2023 vor; die Frist beginnt nach § 199 Abs. 1 BGB mit Ablauf des 31. Dezember 2023.

Ohne Hemmung oder Neubeginn endet sie am 31. Dezember 2026 um 24 Uhr. K kann am 5. Januar 2027
nach § 214 Abs. 1 BGB die Zahlung verweigern. V hat einen bestehenden, aber mit der erhobenen
Verjahrungseinrede nicht durchsetzbaren Anspruch.

Eine freiwillige Zahlung kann K nach § 214 Abs. 2 BGB nicht allein wegen der Verjahrung zurtckfordern.

In der Fristiibung wird der 31. Januar nach § 187 Abs. 1 BGB nicht mitgerechnet. Mangels 31. Februar
endet die Monatsfrist regular am 28. Februar 2026, § 188 Abs. 3 BGB. Dieser Tag ist ein Samstag. § 193
BGB verschiebt das Ende auf Montag, den 2. Marz 2026.

Welche Wirkung hat eine bloRe auBergerichtliche Mahnung auf die Verjahrung?

Sie fuhrt fur sich genommen weder zu einer Hemmung nach § 204 BGB noch zu einem Neubeginn nach
§ 212 BGB.
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Allgemeine Geschaftsbedingungen

Exkurs zum Schuldrecht AT

Die AGB-Regeln stehen in §§ 305 ff. BGB und gehdren systematisch zum Schuldrecht AT. Sie erganzen
hier den Vertragsschluss: Selbst wenn ein Vertrag wirksam zustande kommt, gilt nicht automatisch jede
vorgedruckte Klausel.

Was sind AGB?

Nach § 305 Abs. 1 BGB sind AGB fiir eine Vielzahl von Vertragen vorformulierte Vertragsbedingungen, die
eine Vertragspartei der anderen beim Abschluss stellt. Entscheidend ist der Inhalt und die Verwendung,
nicht die Uberschrift ,AGB* oder das Kleingedruckte.

Soweit eine Bedingung im Einzelnen ausgehandelt wurde, liegt keine AGB vor. BloRes Unterschreiben,
Ankreuzen oder Durchlesen ist noch kein Aushandeln. Der Verwender muss den mafgeblichen Inhalt
ernsthaft zur Disposition stellen.

Bei Verbrauchervertragen erweitert § 310 Abs. 3 BGB den Schutz teilweise auch auf einmalig verwendete
vorformulierte Bedingungen, auf deren Inhalt der Verbraucher keinen Einfluss nehmen konnte.

Einbeziehung

Im gewdhnlichen Vertrag mit einem Verbraucher verlangt § 305 Abs. 2 BGB grundsatzlich einen Hinweis
bei Vertragsschluss, eine zumutbare Mdglichkeit der Kenntnisnahme und das Einverstandnis mit der
Geltung.

Der Kunde muss die AGB nicht tatsachlich gelesen haben. Die Mdglichkeit der Kenntnisnahme muss aber
rechtzeitig bestehen. Ein erstmaliger Hinweis auf einer erst nach Vertragsschluss Uibersandten Rechnung
genugt fur die urspringliche Einbeziehung regelmaRig nicht.

Geltungsbereich zuerst: Fir Vertrage zwischen Unternehmern und flir besondere Vertragsarten
enthalt § 310 BGB Abweichungen. Das Prifungsschema fir Verbraucher darf nicht unverandert auf
jeden Fall Gbertragen werden.
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Welche Klauseln gelten?

Vorrang, Inhaltskontrolle und Rechtsfolgen

Vorrang und Auslegung

Individuelle Vertragsabreden gehen AGB vor, § 305b BGB. Uberraschende Klauseln werden nach § 305¢c
Abs. 1 BGB nicht Vertragsbestandteil. Verbleiben nach Auslegung Zweifel, gehen sie nach § 305c Abs. 2
BGB zulasten des Verwenders.

Inhaltskontrolle

Die Inhaltskontrolle erfasst nach § 307 Abs. 3 BGB grundsatzlich Klauseln, die von Rechtsvorschriften
abweichen oder sie erganzen. Unmittelbare Abreden Uber die Hauptleistung und ihren Preis unterliegen
grundsatzlich keiner inhaltlichen Angemessenheitskontrolle; das Transparenzgebot kann dennoch relevant
sein.

Bei einem Verbrauchervertrag priifst du einschlagige Klauselverbote ohne Wertungsmaoglichkeit nach §
309 BGB, danach solche mit Wertungsmadglichkeit nach § 308 BGB und gegebenenfalls die Generalklausel
des § 307 BGB. Dort geht es um eine unangemessene Benachteiligung entgegen Treu und Glauben und
um Transparenz.

Rechtsfolge: § 306 BGB

Wird eine Klausel nicht einbezogen oder ist sie unwirksam, bleibt der Vertrag grundsatzlich im Ubrigen
wirksam. Die Liicke wird regelmafig durch die gesetzlichen Vorschriften geschlossen. Eine unwirksame
Klausel wird grundséatzlich nicht einfach auf einen gerade noch zulassigen Inhalt zurechtgestutzt.

Kompaktes Schema

1. Anwendungsbereich und Vorliegen von AGB.

2. Wirksame Einbeziehung und keine Gberraschende Klausel.
3. Vorrang einer Individualabrede und Auslegung.

4. Er6ffnung und Durchflihrung der Inhaltskontrolle.

5. Rechtsfolge nach § 306 BGB.

Gezielt prifen: Enthalt der Sachverhalt eine einzelne problematische Klausel, untersuche ihren
konkreten Inhalt. Eine lange Liste samtlicher Verbote ohne Bezug zum Fall hilft nicht.
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Fall 12A: Haftung ausgeschlossen?

AGB erkennen und die richtige Folge ziehen

Studentin Lena schlieft fir ihre privaten Einkaufe einen Kaufvertrag mit einem Fahrradhandler. Der
Handler verwendet fiir alle Kunden dasselbe vorformulierte Vertragsblatt.

Vor Lenas Unterschrift weist er deutlich auf die Bedingungen hin. Lena kann sie ohne Zeitdruck lesen und
erklart ihr Einverstandnis. Individuell ausgehandelt wird nichts. Eine Klausel lautet: ,Unsere Haftung fur
Schaden aus der Verletzung des Lebens, des Korpers oder der Gesundheit ist auch bei fahrlassiger
Pflichtverletzung ausgeschlossen.

Aufgabe

Ist die Klausel wirksam? Wird bei ihrer Unwirksamkeit zugleich der gesamte Kaufvertrag nichtig?
Unterstelle, dass keine besondere Ausnahme vom gewdhnlichen Verbrauchervertrag vorliegt.

Losung

Die flr viele Vertrage vorformulierte und vom Handler gestellte Bestimmung ist eine AGB nach § 305 Abs.
1 BGB. Lena handelt als Verbraucherin, der Handler als Unternehmer, §§ 13, 14 BGB. Hinweis, zumutbare
Kenntnisnahmemaoglichkeit und Einverstandnis liegen vor, § 305 Abs. 2 BGB.

Die Haftungsbegrenzung weicht von gesetzlichen Haftungsregeln ab und unterliegt deshalb der
Inhaltskontrolle. Nach § 309 Nr. 7 Buchst. a BGB ist insbesondere der Ausschluss der Haftung fir Schaden
aus der Verletzung von Leben, Koérper oder Gesundheit unwirksam, die auf einer fahrlassigen
Pflichtverletzung des Verwenders beruhen.

Die Klausel erfasst ausdriicklich genau solche Schaden. Sie ist deshalb unwirksam. Nach § 306 Abs. 1 und
2 BGB bleibt der Kaufvertrag im Ubrigen grundsatzlich bestehen; an die Stelle der unwirksamen Klausel
treten die gesetzlichen Vorschriften. Anhaltspunkte fir eine unzumutbare Harte nach § 306 Abs. 3 BGB
fehlen.

Macht eine Unterschrift jede vorformulierte Klausel wirksam?

Nein. Einbeziehung und Inhaltskontrolle sind unterschiedliche Prifungen.

Warum folgt hier nicht ohne Weiteres Gesamtnichtigkeit aus § 139 BGB?

Weil § 306 BGB fir nicht einbezogene oder unwirksame AGB eine spezielle Rechtsfolge vorgibt.
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Ubungsklausur 12B: Die verhandelte
Gitarre

Vertragsschluss und Minderjahrigenrecht verbinden

Die 17-jahrige Flora mdchte von dem volljahrigen Viktor eine gebrauchte Gitarre kaufen. Im direkten
Gesprach erklart Viktor: ,Ich verkaufe dir diese Gitarre fir 160 Euro.”

Flora antwortet: ,Ich nehme sie fir 130 Euro.” Viktor lehnt ab: ,Nein, fir 130 Euro verkaufe ich nicht.“ Flora
sagt darauf: ,Dann nehme ich sie eben fir 160 Euro.” Viktor antwortet: ,Einverstanden, du kannst sie
kaufen.”

Die beiden vereinbaren, dass Flora sofort 80 Euro und den Rest in einer Woche zahlt. Die Gitarre soll erst
bei vollstandiger Zahlung Ubergeben werden. Flora zahlt die ersten 80 Euro aus Taschengeld, das ihr ihre
Eltern fir gewdhnliche Einkaufe zur freien Verfigung Uberlassen haben. Eine allgemeine Erlaubnis zum
Abschluss von Ratenkaufen besteht nicht.

Am Abend erfahren Floras Eltern von dem Geschaft. Gegenliber Viktor verweigern sie ausdricklich die
Genehmigung. Viktor verlangt dennoch die restlichen 80 Euro. Er meint, Flora habe sein urspriingliches
Angebot schlief3lich angenommen und der ginstige Preis sei fur sie nur vorteilhaft.

Aufgaben
1. Prife im Gutachtenstil Viktors Anspruch gegen Flora auf die restlichen 80 Euro aus § 433 Abs. 2 BGB.

2. Benenne die Grundlage, auf der Flora die ersten 80 Euro zurlickverlangen kann.

3. Variante: Flora hatte die gesamten 160 Euro bei Vertragsschluss mit hierfir freigegebenem Taschengeld
bezahlt. Was andert sich?

Bearbeitung

Plane etwa 35 Minuten ein. Prife die Erklarungen chronologisch und anschlieend die Wirksamkeit.
Deliktische Anspriiche, Eigentumsfragen und Einzelheiten der Rickabwicklung sind nicht zu vertiefen.

Vor der Lésung: Halte getrennt fest, wann ein Vertrag inhaltlich zustande kommt und ob er rechtlich
wirksam wird. Diese Fragen kénnen unterschiedliche Antworten haben.

Deine Notizen

72176


https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__433.html

4 gewinnt | JURA BGB AT

MODUL 12 / AGB-EXKURS UND VERNETZTE FALLPRUFUNG

Losung 12B: Einigung ist nicht alles

Vom erloschenen Angebot zum schwebend unwirksamen Vertrag

I. Zustandekommen des Kaufvertrags

Viktor kdnnte gegen Flora einen Anspruch auf 80 Euro aus § 433 Abs. 2 BGB haben. Dazu musste ein
wirksamer Kaufvertrag bestehen.

Viktors erste Erklarung enthalt ein Angebot Giber die bestimmte Gitarre flir 160 Euro. Flora stimmt dem
Preis nicht zu. lhre Erklarung Gber 130 Euro ist nach § 150 Abs. 2 BGB eine Ablehnung verbunden mit
einem neuen Angebot. Viktors erstes Angebot erlischt nach § 146 BGB.

Viktor lehnt auch Floras Gegenangebot ab. Floras anschlielende Erklarung tiber 160 Euro kann deshalb
das urspriingliche Angebot nicht mehr annehmen. Sie enthalt jedoch ein neues Angebot zu diesem Preis.
Dieses nimmt Viktor mit seinem Einverstandnis an. Die Parteien einigen sich zusatzlich auf die
Ratenzahlung.

Il. Wirksamkeit

Flora ist nach § 106 BGB beschrankt geschaftsfahig. Der Kaufvertrag begriindet eine Zahlungspflicht und
ist daher nicht lediglich rechtlich vorteilhaft, § 107 BGB. Der glinstige Preis andert daran nichts. Eine
Einwilligung zum Ratenkauf liegt nicht vor.

§ 110 BGB greift nicht, weil Flora mit 80 Euro erst einen Teil ihrer vertragsmafigen Leistung bewirkt hat.
Der Vertrag war daher nach § 108 Abs. 1 BGB schwebend unwirksam. Mit der Verweigerung der
Genehmigung wird er endgultig unwirksam. Viktor hat keinen Anspruch auf die weiteren 80 Euro.

lll. Riickzahlung und Variante

Flora kann die geleisteten 80 Euro grundsatzlich nach § 812 Abs. 1 Satz 1 Alt. 1 BGB zurlckverlangen,
weil kein wirksamer Rechtsgrund fiir die Zahlung besteht.

Bei vollstandiger Zahlung der 160 Euro aus hierflr freigegebenen Mitteln ware der Vertrag dagegen nach §
110 BGB von Anfang an wirksam. Eine spatere blof3e Ablehnung der Eltern kdnnte daran nichts andern.

Selbstkontrolle: Entscheidend sind vier begriindete Schritte: § 150 Abs. 2, erneuter Vertragsschluss,
rechtlicher Nachteil und fehlende vollstandige Leistung nach § 110 BGB.
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Ubungsklausur 12C: Der Preisfehler des
Vertreters

Stellvertretung, Irrtum und Haftung verbinden

Die volljahrige Nora bevollmachtigt ihren volljahrigen Freund Paul, in ihrem Namen eine ihr gehdrende
Kamera fir mindestens 300 Euro zu verkaufen. Die Vollmacht wird ausdriicklich auf diese Untergrenze
beschrankt. Paul kennt die Grenze.

Paul mochte Kauferin Bea einen Preis von 350 Euro anbieten. In einer Nachricht schreibt er versehentlich:
,Im Namen von Nora biete ich dir inre Kamera flir 305 Euro an.”“ Bea nimmt sofort an. Sie halt 305 Euro im
konkreten Zusammenhang fir plausibel und kennt Pauls beabsichtigten Preis nicht.

Im Vertrauen auf den Vertrag bezahlt Bea 12 Euro fiir eine nicht stornierbare Fahrt zur Abholung. Noch vor
der Fahrt erkennt Paul seinen Tippfehler. Er informiert Nora. Nora schreibt Bea umgehend: ,Paul hat sich
bei dem Preis vertippt. Er wollte 350 Euro erklaren. Wegen dieses Fehlers fechte ich den durch seine
Erklarung geschlossenen Kaufvertrag an.” Bea liest die Nachricht sofort.

Die Kamera ist 360 Euro wert. Bea kann den Irrtum weder erkennen noch muss sie ihn erkennen. Ihr Ticket
wird durch die Absage wertlos. Die Kamera bleibt bei Nora.

Aufgaben

1. Hat Bea gegen Nora einen Anspruch auf Ubergabe und Ubereignung aus § 433 Abs. 1 Satz 1 BGB?
2. Kann Bea die Ticketkosten von Nora nach § 122 BGB verlangen?

3. Kommt eine Haftung Pauls nach § 179 BGB in Betracht?

4. Variante: Paul hatte bewusst nur 250 Euro angeboten. Nora verweigert die Genehmigung. Bea kennt die
Vollmachtsgrenze nicht und muss sie nicht kennen. Wie andert sich die Lésung?

Bearbeitung

Plane etwa 40 Minuten ein. Untersuche zunachst den Vollmachtsumfang und erst danach den Irrtum. Eine
Anfechtung der Vollmachtserteilung ist nicht erklart. Weitere Anspriiche und Eigentumsfragen bleiben
auler Betracht.

Deine Notizen
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Losung 12C: Irrtum trotz
Vertretungsmacht

Die Untergrenze wird im Ausgangsfall eingehalten

I. Anspruch gegen Nora

Bea kdnnte einen Anspruch aus § 433 Abs. 1 Satz 1 BGB haben. Paul gab eine eigene Angebotserklarung
ausdricklich in Noras Namen ab. Der erklarte Preis von 305 Euro liegt Uber der Vollmachtsuntergrenze
von 300 Euro. Er handelte daher innerhalb seiner Vertretungsmacht.

Nach § 164 Abs. 1 BGB wirkt seine Erklarung fur und gegen Nora. Mit Beas Annahme kommt zun&chst ein
Kaufvertrag zwischen Nora und Bea Uber 305 Euro zustande.

Il. Wirksame Anfechtung

Paul wollte 350 Euro erklaren, schrieb aber 305 Euro. Es liegt ein erheblicher Erklarungsirrtum nach § 119
Abs. 1 Alt. 2 BGB vor. Nach § 166 Abs. 1 BGB kommt es fir den Willensmangel auf Paul als Vertreter an.
Zur Anfechtung des sie bindenden Geschafts ist Nora berechtigt.

Noras Nachricht erklart eindeutig die Lésung wegen dieses Irrtums und geht Bea als richtiger Gegnerin zu,
§ 143 Abs. 1 und 2 BGB. Nora handelt unmittelbar nach Kenntnis und damit unverziiglich, § 121 BGB. Ein
Ausschluss ist nicht ersichtlich.

Der Kaufvertrag gilt nach § 142 Abs. 1 BGB als von Anfang an nichtig. Bea kann die Kamera nicht aus §
433 Abs. 1 Satz 1 BGB verlangen.

lll. Ticketkosten und Vertreterhaftung

Die 12 Euro sind ein Vertrauensschaden. Der Anspruch aus § 122 Abs. 1 BGB richtet sich hier gegen Nora
als die durch die Vertretererklarung gebundene und anfechtende Person. § 122 Abs. 2 BGB greift nicht ein.
Das Erfullungsinteresse betragt 55 Euro; die 12 Euro bleiben darunter und sind zu ersetzen.

Paul haftet nicht nach § 179 BGB, weil seine Erklarung von der Vollmacht gedeckt war. Die Anfechtung
des Kaufvertrags macht ihn nicht rickwirkend zu einem Vertreter ohne Vertretungsmacht.
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Variante 12C und Abschlusskontrolle

Fehlende Vollmacht ist ein anderes Problem

Variante: bewusst 250 Euro

Bei einem bewusst angebotenen Preis von 250 Euro fehlt ein Erklarungsirrtum. Zugleich tberschreitet Paul
die Vollmacht, weil er unter der verbindlichen Untergrenze von 300 Euro verkauft.

Der Vertrag mit Nora ist nach § 177 Abs. 1 BGB zunachst schwebend unwirksam und wird durch ihre
Verweigerung endgultig unwirksam. Bea hat keinen Erfillungsanspruch gegen Nora. Ein Anspruch gegen
Nora aus § 122 BGB folgt daraus ebenfalls nicht: Es fehlt eine hierfiir maRgebliche Anfechtung oder
Nichtigkeit nach § 118 BGB.

Paul kennt die Vollmachtsgrenze und handelt bewusst ohne ausreichende Vertretungsmacht. Nach
Verweigerung der Genehmigung haftet er grundsatzlich nach § 179 Abs. 1 BGB auf Erfullung oder
Schadensersatz nach Beas Wahl. Die Beschrankung des Absatzes 2 greift nicht ein; auch ein Ausschluss
nach Absatz 3 ist dem Sachverhalt nicht zu entnehmen.

Dein Priufungsweg durch das Skript

Beginne jeden Fall mit Person, Begehren und Anspruchsgrundlage. Ordne dann jede Erklarung ihrem
Inhalt, ihrer Wirksamkeit und gegebenenfalls der vertretenen Person zu. Unterscheide Vertragsschluss,
Wirksamkeit, Erfillung und Durchsetzbarkeit.

Ein Kaufvertrag ist unwirksam. Ist deshalb auch die Ubereignung unwirksam?

Nicht automatisch. Verpflichtung und Verfigung sind aufgrund des Trennungs- und Abstraktionsprinzips
eigenstandig zu prifen.

Was unterscheidet fehlende Vertretungsmacht von einem Irrtum des bevollmachtigten
Vertreters?

Fehlende Vertretungsmacht fiihrt beim Vertrag grundsatzlich zu § 177 BGB. Ein Irrtum bei bestehender
Vertretungsmacht kann eine Anfechtung des Vertretergeschafts nach §§ 119, 166 BGB ermdglichen.

Wann ist eine Falllésung begriindet?

Wenn sie die entscheidenden Tatbestandsmerkmale nennt, die konkreten Tatsachen darunter einordnet
und daraus die jeweilige Rechtsfolge ableitet.

76176


https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__177.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__122.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__118.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__179.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__177.html

	Inhalt
	So arbeitest du mit den Fällen
	Vom Wunsch zum Anspruch
	Vom Wunsch zum Anspruch
	Entstanden, erloschen, durchsetzbar
	Gutachtenstil und Eigentum
	Fall 01: Das bezahlte Fahrrad
	Lösung 01: Vertrag vor Eigentum
	Wiederholen 01

	Wer kann Rechte haben?
	Wer kann Rechte haben?
	Worauf beziehen sich Rechte?
	Welche Handlung verändert die Rechtslage?
	Fall 02: Das geliehene Tablet
	Lösung und Wiederholung 02

	Vom Verhalten zur Erklärung
	Vom Verhalten zur Erklärung
	Die innere Willensseite
	Auslegen, bevor du anfechtest
	Schweigen und Willensvorbehalte
	Fall 03: Das falsch benannte Rad
	Lösung und Wiederholung 03

	Wann wird die Erklärung wirksam?
	Wann wird die Erklärung wirksam?
	Mündlich, schriftlich, elektronisch
	Boten und Empfangspersonen
	Widerruf einer Erklärung
	Fall 04: Der Brief vor dem Anruf
	Lösung und Wiederholung 04

	Ein Vertrag braucht passende Erklärungen
	Ein Vertrag braucht passende Erklärungen
	Preisschild, Automat und Onlineshop
	Wie lange besteht das Angebot?
	Gegenangebot oder Nachfrage?
	Fall 05: Der zweite Versuch
	Lösung 05: Die Erklärungen ordnen
	Wiederholen 05

	Wer kann wirksam handeln?
	Wer kann wirksam handeln?
	Lediglich rechtlich vorteilhaft
	Zustimmung und Taschengeld
	Teilgeschäftsfähigkeit und Prüfungsweg
	Fall 06: Das Fahrrad in zwei Raten
	Lösung 06 und Lernkontrolle

	Auslegen, dann anfechten
	Auslegen, dann anfechten
	Die Irrtümer des § 119 BGB
	Motiv, Kalkulation und Übermittlung
	Täuschung und Drohung
	Erklärung, Frist und Folgen
	Fall 07: Die fehlende Null
	Lösung 07 und Lernkontrolle

	Einer handelt, ein anderer wird verpflichtet
	Einer handelt, ein anderer wird verpflichtet
	Im fremden Namen handeln
	Vollmacht und Innenverhältnis
	Rechtsschein und Verkehrsschutz
	Handeln ohne Vertretungsmacht
	Grenzen der Vertretung
	Fall 08: Der zu teure Schreibtisch
	Lösung 08 und Lernkontrolle

	Wann reicht das gesprochene Wort?
	Wann reicht das gesprochene Wort?
	Beurkundung, Beglaubigung und Heilung
	Gesetzesverstoß und Sittenwidrigkeit
	Teilnichtigkeit, Umdeutung, Bestätigung
	Fall 09: Das versprochene Geschenk

	Wirksamkeit vom Ereignis abhängig machen
	Wirksamkeit vom Ereignis abhängig machen
	Die Schwebezeit und ihre Grenzen
	Einwilligung und Genehmigung
	Fall 10 mit Lösung: Die geliehene Kamera

	Fristen berechnen
	Fristen berechnen
	Wann verjährt ein Anspruch?
	Hemmung, Neubeginn und Wirkung
	Einwendungen, Einreden und Grenzen
	Fall 11 mit Lösung: Die alte Rechnung

	Allgemeine Geschäftsbedingungen
	Allgemeine Geschäftsbedingungen
	Welche Klauseln gelten?
	Fall 12A: Haftung ausgeschlossen?
	Übungsklausur 12B: Die verhandelte Gitarre
	Lösung 12B: Einigung ist nicht alles
	Übungsklausur 12C: Der Preisfehler des Vertreters
	Lösung 12C: Irrtum trotz Vertretungsmacht
	Variante 12C und Abschlusskontrolle


